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A. Erbschaftsteuerreform 
 
(1) Das Bundesverfassungsgericht hatte bereits 
mit Urteil vom 17.12.2014 entschieden, das früher 
geltende Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerrecht 
sei wegen einer nicht zielgenauen Privilegierung des 
Betriebsvermögens verfassungswidrig, und dem Ge-
setzgeber auferlegt, bis spätestens zum 30.6.2016 eine 
Neuregelung zu schaffen. Dies ist bekanntlich nicht 
gelungen; erst in der Nacht vom 21.9. auf den 
22.9.2016 wurde durch den Vermittlungsausschuss 
eine Lösung gefunden. Diese führt zu folgenden Än-
derungen, die allein den Bereich des unentgeltlichen 
Erwerbs von Betriebsvermögen betreffen (dazu zäh-
len im Grundsatz Einzelunternehmen, Beteiligungen – 
gleich welcher Höhe – an betrieblich tätigen Perso-
nengesellschaften sowie Beteiligungen an Kapitalge-
sellschaften, wenn der Erblasser oder Schenker un-
mittelbar zu mehr als 25 % beteiligt war – oder eine 
entsprechende Bündelung von Beteiligungen durch 
eine sog. Pool-Regelung erfolgt ist). 
 
(2) Die Begünstigung des Betriebsvermögens in 
Gestalt eines Verschonungsabschlages von 85 % 
(bei verpflichtender Unternehmensfortführung über 
einen Fünfjahreszeitraum) oder – auf unwiderrufli-
chen An- 
trag – von 100 % (bei Verpflichtung zur Unterneh-
mensfortführung über einen Siebenjahreszeitraum) 
bleibt im Grundsatz unangetastet. Die vollständige 
Verschonung kann aber nur beansprucht werden, 
wenn das sog. Verwaltungsvermögen nicht mehr als 
20 % des Unternehmenswertes beträgt. Anders als 
nach dem früheren Recht ist dabei das Verwaltungs-
vermögen – auch wenn die relative Grenze nicht 
überschritten wird – stets normal tarifär zu versteuern; 
wird also nicht in die Begünstigung für das Betriebs-
vermögen einbezogen. 
 
Beispiel (leicht vereinfacht): Ein Unternehmen hat ei-
nen Wert von 10 Mio. €, wobei Verwaltungsvermö-
gen im Umfang von  
2 Mio. € vorhanden ist. Hier konnte früher die Ver-
schonung zu 85 % (nicht aber zu 100 %) gewählt 
werden, die sich auf den gesamten Unternehmenswert 
erstreckte. Nunmehr kann – da das Verwaltungsver-
mögen nicht mehr als 20 % ausmacht – neben der 
Verschonung zu 85 % auch die Vollverschonung ge-
wählt werden (unter Übernahme der Verpflichtung, 
das Unternehmen über einen Zeitraum von mindes-
tens sieben Jahren fortzuführen). Das Verwaltungs-
vermögen in Höhe von 2 Mio. € wird aber unabhän-
gig vom gewählten Verschonungsabschlag uneinge-
schränkt der Erbschaft- oder Schenkungsteuer unter-
worfen. 
 
Hinweis: Beträgt das Verwaltungsvermögen mindes-
tens 90 % des Unternehmenswertes, wird keinerlei 
Verschonung gewährt. 
 
(3) Der Umfang des Verwaltungsvermögens 
wird erweitert. Schon bislang rechnen dazu an Dritte 
zur Nutzung überlassene Grundstücke, Anteile an 

Kapitalgesellschaften, wenn die unmittelbare Beteili-
gung am Nennkapital 25 % oder weniger beträgt, so-
wie Wertpapiere und vergleichbare Forderungen. 
Auch Kunstgegenstände und Kunstsammlungen so-
wie Edelmetalle und Edelsteine sind Verwaltungs-
vermögen, wenn der Handel mit diesen Gegenständen 
oder deren Verarbeitung nicht der Hauptzweck des 
Gewerbebetriebs ist. Nunmehr sollen – abgesehen 
von der vorstehenden Ausnahme − auch Briefmar-
kensammlungen, Oldtimer, Yachten, Segelflugzeuge 
sowie sonstige typischerweise der privaten Lebens-
führung dienenden Gegenstände zum Verwaltungs-
vermögen zählen. 
 
Hinweis: Es bleibt dabei, dass auch sog. Finanzmittel 
(Geschäftsguthaben, Geldforderungen, Forderungen 
aus Lieferungen und Leistungen) zum Verwaltungs-
vermögen zählen. Insofern hat aber zunächst eine 
Minderung um die Schulden zu erfolgen. Der danach 
verbleibende Wert rechnet nur insoweit zum Verwal-
tungsvermögen, als er 15 % des Verkehrswertes des 
gesamten Unternehmens übersteigt. Für Finanzmittel 
besteht somit ein Freibetrag in Höhe von 15 % des 
Unternehmenswertes. – Dies gilt aber nur für Unter-
nehmen, deren Hauptzweck eine produktive Tätigkeit 
ist. 
 
(4) Die Ermittlung des Verkehrswertes des Unter-
nehmens kann nach dem sog. vereinfachten Er-
tragswertverfahren erfolgen. Dazu ist der – um au-
ßerordentliche Faktoren modifizierte – Durchschnitts-
ertrag des Unternehmens der letzten drei Jahre mit ei-
nem Faktor zu kapitalisieren. Nachdem dieser auf 
Grund der gegenwärtigen Niedrigzinsphase zuletzt 
auf 17,86 angestiegen war, wird nunmehr – für Be-
wertungsstichtage nach dem 31.12.2015 – ein fester 
Kapitalisierungsfaktor von 13,75 normiert. Das Bun-
desministerium der Finanzen wird ermächtigt, den 
Kapitalisierungsfaktor mit Zustimmung des Bundes-
rates an die Entwicklung der Zinsstrukturdaten anzu-
passen. 
 
Hinweis: Die Reduzierung des Kapitalisierungsfak-
tors wirkt sich grundsätzlich zugunsten des Erben o-
der Beschenkten aus. Sie kann aber auch nachteilige 
Folgen insoweit entfalten, als das Verwaltungsvermö-
gen in Relation zum Verkehrswert des Unternehmens 
zu setzen ist. Wird dieser auf Grund des geänderten 
Kapitalisierungsfaktors vermindert, kann die Gefahr 
dräuen, dass das Verwaltungsvermögen die kritische 
Grenze von 90 % oder 20 % des Unternehmenswertes 
übersteigt. 
 
(5) Die Gewährung des Verschonungsabschlages  
(siehe Tz. 2) ist davon abhängig, dass ein sog. Lohn-
summentest bestanden wird. Dies soll dem Ziel des 
Erhalts von Arbeitsplätzen dienen. Der Lohnsummen-
test wird wie folgt ausgeweitet: 
 
Anzahl 
der Be-
schäftig-
ten 

Verpflichtung zum Nachweis der Lohn-
summe 
Verschonungsab-
schlag 85 % 

Verschonungsab-
schlag 100 % 
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bis zu 5 entfällt entfällt 
6 bis 10 250 % der Aus-

gangslohnsumme 
müssen nach fünf 
Jahren erreicht sein 

500 % der Aus-
gangslohnsumme 
müssen nach sieben 
Jahren erreicht sein 

11 bis 15 300 % der Aus-
gangslohnsumme 
müssen nach fünf 
Jahren erreicht sein 

565 % der Aus-
gangslohnsumme 
müssen nach sieben 
Jahren erreicht sein 

mehr als 
15 

400 % der Aus-
gangslohnsumme 
müssen nach fünf 
Jahren erreicht sein 

700 % der Aus-
gangslohnsumme 
müssen nach sieben 
Jahren erreicht sein 

Hinweis: Als „Ausgangslohnsumme“ ist dabei die 
durchschnittliche Lohnsumme der letzten fünf vor 
dem Erwerb des Betriebs endenden Wirtschaftsjahre 
anzusetzen. − Wird die geforderte Lohnsumme nach 
Ablauf des Fünf- bzw. Siebenjahreszeitraums nicht 
erreicht, vermindert sich der Verschonungsabschlag 
in demselben prozentualen Umfang, in dem die Min-
destlohnsumme unterschritten wird. 
 
(6) Die Regelverschonung von 85 % sowie die auf 
unwiderruflichen Antrag zu gewährende vollständige 
Freistellung des Betriebsvermögens werden ohne wei-
tere Prüfung nur noch bis zu einem begünstigten Er-
werb je Erwerber in Höhe von 26 Mio. € gewährt. 
Wird diese Grenze überschritten, besteht folgendes 
Wahlrecht: 
 
(a) Der Verschonungsabschlag von 85 % resp. 100 
% wird um jeweils einen Prozentpunkt für jede 
750.000 € reduziert, um die der Wert des begünstigten 
Vermögens 26 Mio. € übersteigt. Ab einem Erwerb 
von 90  
Mio. € (je Erwerber) erfolgt keinerlei Verschonung 
mehr (auch nicht bei Inanspruchnahme der Vollver-
schonung). 
 
(b) Optional wird die Erbschaft- oder Schenkung-
steuer auf einen Erwerb begünstigten Betriebsvermö-
gens jenseits der 26 Mio. €-Grenze festgesetzt, jedoch 
auf Antrag erlassen, soweit der Erwerber nachweist, 
die Steuer nicht aus seinem verfügbaren Vermögen 
begleichen zu können (dabei handelt es sich um 50 % 
des durch Erbschaft oder Schenkung übergegangenen 
sowie 50 % des bereits vorhandenen, jeweils nicht 
begünstigten Vermögens). 
 
Gestaltungshinweis: Dieses Erlassmodell ist insbe-
sondere dann von Interesse, wenn begünstigtes Ver-
mögen auf ein im Übrigen vermögensloses Kind oder 
eine im Übrigen vermögenslose Familienstiftung 
übertragen werden soll. 
 
(7) Ein Abschlag von bis zu 30 % des begünstig-
ten Betriebsvermögens wird gewährt, wenn begüns-
tigte Anteile an einer Gesellschaft übergehen und der 
Gesellschaftsvertrag oder die Satzung kumulativ die 
folgenden drei Voraussetzungen erfüllt: 
 

(a) Die Entnahmen oder Ausschüttungen dürfen 
höchstens 37,5 % des um die auf den Gewinnanteil 
oder die Ausschüttungen aus der Gesellschaft entfal-
lenden Steuern vom Einkommen gekürzten Gewinns 
betragen; 
 
(b) die Verfügung über die Beteiligung an der Per-
sonengesellschaft oder den Anteil an der Kapitalge-
sellschaft muss auf Mitgesellschafter, auf Angehörige 
oder auf eine Familienstiftung beschränkt sein; 
 
(c) für den Fall des Ausscheidens aus der Gesell-
schaft muss eine Abfindung vorgesehen sein, die un-
ter dem gemeinen Wert der Beteiligung an der Perso-
nengesellschaft oder des Anteils an der Kapitalgesell-
schaft liegt (die Quote der Unterschreitung bestimmt 
die Höhe des Abschlags, der jedoch höchstens 30 % 
beträgt). 
 
Diese Bestimmungen im Gesellschaftsvertrag müssen 
zwei Jahre vor der Entstehung der Steuer vorliegen 
und über einen Zeitraum von 20 Jahren danach ein-
gehalten werden.  
(8) Die auf den Erwerb begünstigten Betriebsver-
mögens entfallende Erbschaftsteuer kann – ohne dass 
dafür besondere Voraussetzungen notwendig sind – 
auf bis zu sieben Jahre gestundet werden. Diese Re-
gelung gilt aber nur für den Erwerb von Todes we-
gen, nicht für Schenkungen. Die Stundung erfolgt 
nur für das erste Jahr zinslos. Für die dann folgenden 
Jahre fallen Zinsen in Höhe von 6 % jährlich an. 
 
(9) Die gesetzlichen Neuregelungen sollen − ab-
gesehen von der bereits seit dem 1.1.2016 geltenden 
Neufassung der Unternehmensbewertung (siehe dazu 
oben Tz. 4) – für Erwerbe nach dem 30.6.2016 gelten. 
Ob diese Rückwirkung zulässig ist, könnte fraglich 
werden. 
 
 
B. Neues zur steuerlichen Gewinnermittlung 
 
I. Neues zum Investitionsabzugsbetrag 
 
(10) Beim Investitionsabzugsbetrag handelt es sich 
um eine steuerliche Fördermaßnahme, die Gewer-
betreibende, Freiberufler und Land- und Forstwirte 
beanspruchen können, sofern ihr Betrieb bestimmte 
Größenmerkmale nicht überschreitet (so darf bei Ge-
winnermittlungen durch Bilanzierung das Eigenkapi-
tal zum Ende des Wirtschaftsjahres 235.000 € nicht 
übersteigen; bei Einnahmenüberschussrechnung gilt 
eine Gewinngrenze von 100.000 €; Land- und Forst-
wirte können unbenommen der vorstehenden Größen 
den Investitionsabzugsbetrag beanspruchen, wenn der 
Wirtschaftswert des Betriebes nicht mehr als 125.000 
€ ausmacht – die vorgenannten Grenzen gelten in sel-
ber Höhe auch für Personengesellschaften). 
 
(11) Erstmals für Wirtschaftsjahre, die nach dem 
31.12.2015 enden (also für das noch laufende kalen-
derjahrgleiche Wirtschaftsjahr 2016 oder ein abwei-
chendes Wirtschaftsjahr 2015/16), gilt für die Inan-
spruchnahme des Investitionsabzugsbetrages die fol-



 
4  STEUERLICHE HINWEISE UND DISPOSITIONEN ZUM JAHRESENDE 2016 
   
gende, vereinfachte Verfahrensweise: 
 
(a) Begünstigte Betriebe können eine Minderung des 
Einkommens in Höhe von bis zu 40 % der voraus-
sichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
von beweglichen Anlagegütern erreichen, die in den 
kommenden drei Jahren beschafft und in einem Um-
fang von mindestens 90 % für eigenbetriebliche Zwe-
cke genutzt werden sollen. Zudem müssen die Investi-
tionsobjekte mindestens bis zum Ende des Wirt-
schaftsjahres, das dem Jahr der Beschaffung folgt, in 
einer inländischen Betriebsstätte verwendet werden. 
Höchstens kann dergestalt eine Minderung des Ein-
kommens um 200.000 € geltend gemacht werden, so 
dass ein Investitionsvolumen der kommenden drei 
Jahre von bis zu 500.000 € begünstigt ist. 
 
Neu ist, dass – anders als für Wirtschaftsjahre, die vor 
dem 1.1.2016 enden − eine Investitionsabsicht nicht 
mehr geltend gemacht werden muss und auch die 
Funktion des Investitionsobjektes nicht mehr anzu-
geben ist. Vielmehr ist allein die Summe der Ab-
zugsbeträge dem Finanzamt elektronisch zu übermit-
teln. Das Finanzamt erfährt mithin nicht, welche In-
vestitionsvorhaben konkret geplant sind. 
(b) Wird innerhalb des Dreijahreszeitraums ein be-
günstigtes Investitionsobjekt angeschafft oder her-
gestellt, wird insoweit der geltend gemachte Investi-
tionsabzugsbetrag um 40 % der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten gewinnerhöhend aufgelöst. Dem 
Finanzamt ist die Summe der danach hinzugerechne-
ten Beträge zu übermitteln. Eine unmittelbare Ge-
winnauswirkung ergibt sich aus dieser Hinzurech-
nung aber nicht, wenn auf Antrag eine gewinnmin-
dernde Herabsetzung der Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten des Investitionsobjektes im selben Um-
fang erfolgt (mittelbar führt dies durch eine Minde-
rung der Abschreibungsbemessungsgrundlage zu ei-
ner Gewinnerhöhung in den folgenden Jahren). 
 
Gestaltungshinweis: Da dem Finanzamt nach der 
Neuregelung zum Investitionsabzugsbetrag bei seiner 
Inanspruchnahme die Funktion des begünstigten An-
lagegutes nicht mehr mitzuteilen ist, sind Sie als In-
haber eines begünstigten Betriebes weitaus flexibler 
als in der Vergangenheit; denn Sie müssen die ur-
sprünglich verfolgte Investitionsabsicht nicht mehr 
nachweisen, so dass Sie vom Investitionsabzugsbetrag 
letztlich immer dann profitieren, wenn Sie innerhalb 
des Dreijahreszeitraums eine begünstigte Investition 
durchführen – gleichgültig, was Sie zunächst geplant 
hatten. 
 
(c) Soweit Sie allerdings innerhalb des Dreijahres-
zeitraums keine begünstigte Investition vornehmen, 
ist insofern der Investitionsabzugsbetrag rückwirkend 
für das Jahr seiner Inanspruchnahme aufzulösen. 
Dadurch wird die ursprüngliche Einkommensminde-
rung (partiell oder vollständig) rückgängig gemacht. 
Hinzu treten Nachzahlungszinsen auf den dadurch 
ausgelösten Steuernachforderungsbetrag, die 0,5 % je 
Monat ausmachen. Unverzinst bleiben lediglich die 
ersten 15 Monate nach Abschluss des Wirtschaftsjah-

res, für den der Investitionsabzugsbetrag beansprucht 
wurde. Zur Minderung der Zinsfolge können Sie ei-
nen Investitionsabzugsbetrag auch vor Ablauf des 
Dreijahreszeitraums rückgängig machen, wenn Sie 
erkennen, dass Sie entsprechende Investitionsvorha-
ben nicht umsetzen werden. 
 
Gestaltungshinweis: Im Hinblick darauf sollte die In-
anspruchnahme der durch den Investitionsabzugsbe-
trag ermöglichten Steuerminderung wohl erwogen 
werden; denn nehmen Sie den Investitionsabzugsbe-
trag in Anspruch, ohne sich mit einer Investitionsab-
sicht zu tragen (was zulässig ist), können Sie eine spä-
tere Steuernachzahlung mit etwaigen Zinsfolgen nur 
vermeiden, wenn Sie in dem nach dem Ende des 
Wirtschaftsjahres, für welches Sie den Investitionsab-
zugsbetrag beansprucht haben, beginnenden Dreijah-
reszeitraum tatsächlich eine begünstigte Investition 
durchführen, die das 2,5fache des angesetzten Investi-
tionsabzugsbetrages ausmacht. – Die Anschaffung ei-
nes von Ihnen auch für private Zwecke mitgenutzten 
Fahrzeuges gehört im Übrigen regelmäßig nicht zu 
den begünstigten Investitionen (anders als die An-
schaffung eines Mitarbeiterfahrzeugs). 
 
(12) Haben Sie bereits vor dem 1.1.2016 Investiti-
onsabzugsbeträge geltend gemacht (ohne dass bislang 
eine begünstigte Investition erfolgt wäre), vermindern 
diese den Höchstbetrag von 200.000 € nach der Neu-
fassung der gesetzlichen Regelung, die den Nachweis 
einer Investitionsabsicht nicht mehr voraussetzt.  
Gestaltungshinweis: Im Hinblick auf die nunmehr er-
reichbare erweiterte Flexibilität bezüglich der Bildung 
und Übertragung des Investitionsabzugsbetrages kann 
zu erwägen sein – so nicht Nachzahlungszinsen aus-
gelöst werden –, die vor dem 1.1.2016 gebildeten In-
vestitionsabzugsbeträge rückwirkend aufzulösen und 
zum 31.12.2016 neu zu bilden. 
 
(13) Keine Modifikation hat die zusätzlich bean-
spruchbare Fördermaßnahme in Gestalt der Sonder-
abschreibung erfahren: Danach können begünstigte 
Unternehmen, deren Eigenkapital am Schluss des vo-
rausgegangenen Wirtschaftsjahres nicht mehr als 
235.000 € oder – bei Einnahmenüberschussrechnung 
– deren Gewinn im letzten Jahr nicht mehr als 
100.000 € betragen hat, im Jahr der Anschaffung oder 
Herstellung eines begünstigten Investitionsobjektes 
sowie in den folgenden vier Wirtschaftsjahren insge-
samt 20 % der Anschaffungs- oder Herstellungskos-
ten (gegebenenfalls gemindert um einen übertragenen 
Investitionsabzugsbetrag, siehe dazu Tz. 11 Buchst. 
b) neben der regulären Abschreibung geltend machen. 
 
(14) Die Finanzverwaltung will die nachträgliche 
Geltendmachung eines Investitionsabzugsbetrages 
nicht akzeptieren, wenn diese erkennbar dem Aus-
gleich eines Mehrergebnisses aus einer Betriebsprü-
fung dienen soll. Das höchste deutsche Finanzgericht 
indes hat entschieden, diese einengende Sichtweise 
sei unzulässig. 
 
Beispiel: Ein begünstigter Betrieb unterliegt für die 
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Jahre 2013 bis 2015 einer Betriebsprüfung. Diese 
führt nach ihrem Abschluss im Jahre 2017 zu einer 
Gewinnerhöhung (etwa wegen der Nichtanerkennung 
von Wertberichtigungen auf Forderungen). Im Jahre 
2014 sind neue Büroeinrichtungsgegenstände ange-
schafft worden, für welche bislang ein Investitionsab-
zugsbetrag nicht geltend gemacht worden ist. Nach 
der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes kann im 
Hinblick auf dieses begünstigte Investitionsobjekt im 
Jahre 2013 ein  
steuermindernder Investitionsabzugsbetrag bean-
sprucht werden. 
 
 
II. Gestaltungsfeld Ehegatten-Grundstück 
 
(15) Sind Sie unternehmerisch tätig und verfügt Ihr 
Ehegatte (oder Lebenspartner) über ein Grundstück  
(oder den Miteigentumsanteil an einem Grundstück), 
dessen Bebauung sich für unternehmerische Zwecke 
anböte? Dann eröffnen sich interessante Gestal-
tungsmöglichkeiten: 
 
(a) Denkbar ist, dass Sie als Unternehmer die Her-
stellungskosten für das Gebäude tragen (zur Siche-
rung des Vorsteuerabzuges müssen Sie in diesem Fal-
le die Bauleistungen beauftragen; die Rechnungen der 
Bauunternehmer müssen auf Sie ausgestellt sein). 
Treffen Sie mit Ihrem Ehegatten zur Nutzung des Ge-
bäudes keine besonderen Abreden, so steht das Ge-
bäude zwar im Eigentum Ihres Ehegatten; Sie können 
jedoch gleichviel die von Ihnen getragenen Herstel-
lungskosten nach den Grundsätzen der Gebäudeab-
schreibung als sog. Verteilungsaufwand steuerlich 
geltend machen. – Überträgt Ihnen später Ihr Ehegatte 
das Grundstück mit dem aufstehenden Gebäude un-
entgeltlich, so legen Sie es in Ihr Betriebsvermögen 
ein. Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofes steht 
Ihnen dann – nach der Einlage – grundsätzlich noch-
mals die Abschreibung auf den Verkehrswert des Ge-
bäudes zu − unbenommen, in welchem Umfang Sie 
bereits zuvor den Verteilungsaufwand steuerlich gel-
tend gemacht haben. 
 
Hinweis: Eine solche Gebäudeerrichtung ohne weite-
re Abreden kann jedoch nicht stets empfehlenswert 
sein. Schließen Sie Ihren Ehegatten von der Einwir-
kung auf das Gebäude aus oder vereinbaren Sie mit 
ihm eine Entschädigung bei Beendigung der Nutzung 
des Gebäudes für unternehmerische Zwecke, so steht 
das Gebäude in Ihrem wirtschaftlichen Eigentum. 
Zwar scheidet dann eine (partiell) doppelte Minde-
rung des Einkommens durch Verteilungsaufwand und 
Gebäudeabschreibung aus; jedoch können Sie bei ei-
ner Veräußerung des Objektes den Erlös steuerneutral 
auf ein Reinvestitionsobjekt übertragen oder bei einer 
dauerhaften Wertminderung des Gebäudes den steu-
ermindernden Ansatz des niedrigeren Teilwertes be-
anspruchen (was nicht zulässig ist, wenn Sie nicht 
wirtschaftlicher Eigentümer des Gebäudes sind). 
 
(b) Ein anderer Ansatz besteht darin, dass Ihr Ehe-
gatte das Gebäude errichtet und es Ihnen zu einem 
fremdüblichen Mietzins zur Nutzung überlässt. 

 
Hinweis: Die Mietaufwendungen sind in dieser Kons-
tellation zwar Betriebsausgabe, können aber zu einer 
Erhöhung der Gewerbesteuer beitragen, da grundsätz-
lich die Hälfte der Miet- und Pachtzinsen für Grund-
stück und Gebäude, die im Eigentum eines anderen 
stehen, bei der Ermittlung des Gewerbeertrags hinzu-
gerechnet werden (die Hinzurechnung erfolgt zu ¼, 
soweit die Summe aus der Hälfte der Mietentgelte 
und weiterer hinzurechnungspflichtiger Beträge – z.B. 
Schuldzinsen für langfristige Verbindlichkeiten – den 
Freibetrag von 100.000 € übersteigt). Dieser Effekt 
entfällt, wenn Sie als Unternehmer das Gebäude 
selbst auf fremdem Grund und Boden errichten. 
 
 
III. Wertpapiere als Betriebsvermögen? 
 
(16) Stellen Sie Wertpapiere als Sicherheit für ei-
nen Betriebskredit zur Verfügung, werden die Wert-
papiere dadurch nicht notwendiges Betriebsvermö-
gen. Dies ist von Vorteil, sofern Sie die Wertpapiere 
vor dem 1.1.2009 angeschafft haben sollten. Im Falle 
ihrer Veräußerung mit Gewinn ist dieser nämlich 
dann nicht steuerpflichtig (nach dem 31.12.2008 an-
geschaffte Wertpapiere sind demgegenüber auch im 
Privatvermögen steuerlich verstrickt). Droht hingegen 
aus der Veräußerung ein Verlust, kann die Behand-
lung der Wertpapiere als Betriebsvermögen von Vor-
teil sein, weil in diesem Falle ein Ausgleich des Ver-
lustes mit betrieblichen Gewinnen erfolgen kann (wo-
hingegen im Privatvermögen nur ein Ausgleich mit 
Kapitalerträgen zulässig wäre). 
 
Hinweis: Die Behandlung als Betriebsvermögen ist 
grundsätzlich durch einen entsprechenden Einlage-
vorgang darstellbar (sog. gewillkürtes Betriebsver-
mögen). Zeichnen sich im Zeitpunkt der Einlage je-
doch bereits Verluste ab, kann die Finanzverwaltung 
der Einlage ihre Akzeptanz versagen.  
IV. Bewertung eigener Erzeugnisse 
 
(17) Lange ungeklärt und streitig war, ob im Rah- 
men der Bewertung eigener Erzeugnisse oder von un-
fertigen Leistungen mit den Herstellungskosten auch 
Teile der angemessenen Kosten für die allgemeine 
Verwaltung, der angemessenen Aufwendungen für 
soziale Einrichtungen des Betriebes, für freiwillige 
soziale Leistungen sowie für die betriebliche Alters-
versorgung einzubeziehen sind, soweit sie auf den 
Herstellungsprozess entfallen. Handelsrechtlich gilt 
insofern ein Wahlrecht der Einbeziehung, wohinge-
gen die Finanzverwaltung sich hinsichtlich der steuer-
lichen Gewinnermittlung für eine Einbeziehungs-
pflicht aussprach, es aber nicht beanstandet wurde, 
wenn man davon absah. – Nunmehr ist gesetzlich neu 
geregelt worden, dass die auf den Zeitraum der Her-
stellung entfallenden Verwaltungskosten und die 
gleichgelagerten Aufwendungen auch in der Steuerbi-
lanz nicht einbezogen werden müssen. Soll jedoch 
dieses Wahlrecht ausgeübt werden (so dass die ent-
sprechenden Aufwendungen unmittelbar den steuer-
pflichtigen Gewinn mindern), ist entsprechend in der 
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Handelsbilanz zu verfahren. 
 
 
V. Aufzeichnungs- und Dokumentationspflich-

ten 
 
(18) Aufwendungen für Geschenke an Personen, 
die nicht Arbeitnehmer sind, für die Bewirtung von 
Personen aus geschäftlichem Anlass oder für ein 
häusliches Arbeitszimmer und die Kosten seiner 
Ausstattung sind jeweils einzeln und getrennt von 
den sonstigen Betriebsausgaben aufzuzeichnen, d.h. 
auf besonderen Konten der Buchhaltung zu erfassen. 
Wird dagegen verstoßen, sind die Aufwendungen von 
vornherein nicht abzugsfähig. Darauf sollte auch in 
Zweifelsfällen geachtet werden, wie eine finanzge-
richtliche Entscheidung belegt, wonach Kosten für 
aufwendige Wandkalender, die überwiegend Ge-
schäfts- und Ansprechpartnern unentgeltlich zu Wer-
bezwecken überlassen wurden, mangels Erfassung auf 
einem gesonderten Buchhaltungskonto nicht steuer-
lich berücksichtigt werden konnten, weil es sich vor-
geblich um „Geschenke“ handele (ob diese Beurtei-
lung zutreffend ist, muss nunmehr der Bundesfinanz-
hof entscheiden). 
 
 
C. Neues für Personengesellschaften und ihre 

Gesellschafter 
 
I. Hinweise zur Aufnahme von Partnern 
 
(19) Soll ein neuer Gesellschafter (z.B. ein guter 
Mitarbeiter) in eine Personengesellschaft aufgenom-
men werden, so wurde dazu bislang häufig das sog. 
Gewinnvorab-Modell gewählt. Es sieht vor, dass die 
Alt-Gesellschafter eine über ihre kapitalbezogene Be-
teiligung hinausgehende Quote am Gewinn erhalten, 
während der neu hinzugetretene Gesellschafter inso-
weit einen Abschlag hinnimmt. Nach bisherigem Ver-
ständnis war darin kein Veräußerungsgeschäft zu se-
hen, und jeder Gesellschafter hatte den Gewinn zu 
versteuern, der ihm tatsächlich zustand. 
 
An diesem Verständnis rüttelt indes eine neue Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofes: Zumindest dann, 
wenn der Gewinnvorab des Alt-Gesellschafters als 
Betrag fixiert ist, bis zu dessen Höhe der neu hinzu-
getretene Gesellschafter auf Gewinnanteile zu ver-
zichten hat, liegt eine nicht tarifbegünstigte Veräuße-
rung eines Teils der Beteiligung durch den Alt-
Gesellschafter vor. Der neu hinzugetretene Gesell-
schafter hat den nach seiner kapitalbezogenen Quote 
ermittelten Gewinnanteil zu versteuern (auch soweit 
er darauf wegen des Gewinnvorabs zugunsten des 
Alt-Gesellschafters keinen Zugriff hat) und im Ge-
genzug Anschaffungskosten für den Erwerb der Be-
teiligung. Bei Freiberuflern kann dies häufig den 
Übergang zur Bilanzierung erforderlich machen. 

Noch nicht hinreichend geklärt ist, ob diese Beurtei-
lung auch dann gilt, wenn zwar der Gewinnvorab 
nicht als Betrag fixiert ist, aber im Rahmen der An-
teilsübertragung vereinbart wird. 
 
Gestaltungshinweis: In Anbetracht der gegenwärtig 
bestehenden Unklarheit kann erwägenswert sein, auf 
die Regelung eines Gewinnvorabs im Gegenzug zur 
Anteilsübertragung zu verzichten und stattdessen im 
Gesellschaftsvertrag eine Gewinnverteilungsabrede 
vorzusehen, die u.a. die größere berufliche Erfahrung, 
die Mandatsbeziehungen und die Fachkenntnisse des 
Alt-Gesellschafters berücksichtigt. 
 
(20) Soll ein Gesellschafter in eine bestehende Per-
sonengesellschaft aufgenommen werden (oder eine 
Personengesellschaft durch die Aufnahme eines Hin-
zutretenden zu einer bisherigen Einzelunternehmung 
begründet werden), ist dies grundsätzlich zu Buch-
werten zulässig. Anders als dies die Finanzverwaltung 
zuvor vertrat, kann auf Grund einer gesetzlichen Än-
derung die Aufnahme des Gesellschafters auch mit 
einer sonstigen Gegenleistung (z.B. der Einräumung 
einer Darlehensforderung gegen die Personenge-
sellschaft oder eine Barauszahlung) verbunden wer-
den, soweit diese sonstige Gegenleistung 25 % des 
eingebrachten Eigenkapitals oder 500.000 € nicht 
überschreitet (steuerschädlich ist der sich danach er-
gebende höhere Betrag). Dies kann für Gestaltungen 
zur Altersabsicherung erwogen werden. 
 
Beispiel: Ein Einzelunternehmer bringt seinen Betrieb 
mit  
einem Eigenkapital von 1 Mio. € in eine Kommandit-
gesellschaft (KG) ein, an der Familienangehörige be-
teiligt werden. Die Einbringung muss gegen Gewäh-
rung von Gesellschaftsrechten vollzogen, kann aber 
auch damit verbunden werden, dass der einbringende 
Einzelunternehmer eine sonstige Gegenleistung (etwa 
eine Darlehensforderung) gegen die übernehmende 
KG erlangt. Dies ist im Beispielsfall steuerunschäd-
lich, soweit sie nicht mehr beträgt als 25 % von 1 Mi-
o. € (250.000 €) oder 500.000 €. Demzufolge kann 
die Einbringung steuerunschädlich mit dem Erwerb 
einer Forderung gegen die aufnehmende Personenge-
sellschaft von bis zu 500.000 € verbunden werden.  
II. Vorsicht bei Freiberufler-Mitunternehmer-

schaften! 
 
(21) Sind Sie an einer Personengesellschaft betei-
ligt, die freiberuflich, land- und forstwirtschaftlich 
oder vermögensverwaltend tätig ist, sollte darauf ge-
achtet werden, dass durch sie keine gewerbliche Tä-
tigkeit entfaltet wird (z.B. Verkauf von Waren). An-
derenfalls droht, dass die Personengesellschaft insge-
samt als Gewerbebetrieb behandelt wird und der Ge-
werbesteuer unterliegt (sog. Infektionswirkung). Nur 
wenn die gewerblichen Umsätze einerseits die relative 
Grenze von 3 % des Gesamtumsatzes und anderer-
seits die absolute Umsatzgrenze von 24.500 € nicht 
überschreiten, kommt es nicht zur gewerblichen In-
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fektion. 
 
(22) Besonderer Unbill droht Freiberufler-
Personengesellschaften, bei denen Berufsträger (z.B. 
Ärzte oder Rechtsanwälte) auch im Anstellungsver-
hältnis tätig sind. Die Freiberuflichkeit kann hier nur 
dann gewahrt werden, wenn sich die Gesellschafter 
die Tätigkeit ihrer angestellten Berufsträger zu eigen 
machen. Dies setzt bei angestellten Rechtsanwälten 
beispielsweise voraus, dass Schriftsätze stets nur nach 
Abstimmung mit einem Partner versandt werden. Ein 
angestellter Arzt darf Patienten ohne Gefährdung der 
Freiberuflichkeit nicht eigenständig behandeln. 
 
Gestaltungshinweise: Soll die Gefahr einer gewerbli-
chen Infektion dadurch vermieden werden, dass bis-
lang angestellte Berufsträger auch Partner werden, 
wird dies nur dann anerkannt, wenn sie Stimmrechte 
erlangen und neben einer Beteiligung am Gewinn 
auch an einem etwaigen Verlust sowie an den stillen 
Reserven des Unternehmens partizipieren. Eine rein 
umsatzbestimmte Gewinnbeteiligung ohne Teilhabe 
an den stillen Reserven ist nicht ausreichend! 
 
Die Infektionswirkung kann auch vermieden werden, 
indem gewerbliche Tätigkeiten auf eine Schwester-
Personengesellschaft verlagert oder höchstpersönliche 
Tätigkeiten (z.B. Insolvenzverwaltung) nicht im Na-
men der Personengesellschaft, sondern im eigenen 
Namen und für eigene Rechnung des Berufsträgers 
ausgeübt werden. 
 
 
III. Gestaltungschancen zur Übertragung von 

Wirtschaftsgütern 
 
(23) Sind Sie an einer betrieblich tätigen Personen-
gesellschaft beteiligt (Gleiches gilt für eine sog. ge-
werblich geprägte Personengesellschaft in der Rechts-
form einer GmbH & Co. KG), können sich durch die 
Einbringung einzelner Wirtschaftsgüter ins Gesell-
schaftsvermögen Steueroptimierungsmöglichkeiten 
auftun. Die Regelungslage ist jedoch sehr komplex, 
so dass Sie um eine individuelle steuerliche Beratung 
nachsuchen sollten. Auf Grund einer gewandelten 
Auffassung der Finanzverwaltung ergeben sich die 
folgenden – teilweise neuen – steuerlichen Gestal-
tungsmöglichkeiten: 
 
(a) Soll ein steuerverstricktes Wirtschaftsgut des 
Privatvermögens (z.B. ein Grundstück innerhalb von  
10 Jahren nach seiner Anschaffung, eine Beteiligung 
von mindestens 1 % an einer Kapitalgesellschaft oder 
ein nach dem 31.12.2008 angeschafftes Wertpapier) 
auf eine Personengesellschaft übertragen werden, so 
führt die Einräumung einer Gegenleistung durch die 
Personengesellschaft – etwa in Gestalt der Gewäh-
rung eines Darlehensanspruchs oder der Gewährung 
von Gesellschaftsrechten – zur steuerlichen Realisati-
on eines etwaigen Wertzuwachses. Unentgeltlich – 
ohne einkommensteuerliche Folge – konnten solche 
Wirtschaftsgüter bislang nur gegen Gutschrift auf 
dem sog. gesamthänderisch gebundenen Rücklage-
konto übertragen werden. Dies führte bei Mehrperso-

nengesellschaften zu einem Überspringen stiller Re-
serven auf die Mitgesellschafter und konnte damit 
schenkungsteuerliche Probleme auslösen. 
 
Die Unentgeltlichkeit des Übertragungsvorgangs ist 
nunmehr auch darstellbar, indem die Gegenleistung 
auf einem variablen Gesellschafter-
Eigenkapitalkonto erfasst wird, welches nach dem 
Gesellschaftsvertrag nicht für den Umfang der Gesell-
schaftsrechte (z.B. Gewinnbezugsrecht) maßgeblich 
ist. Dergestalt kann eine Einlage steuerverstrickten 
Privatvermögens ohne Überspringen stiller Reserven 
und damit ohne schenkungsteuerliche Folgen vollzo-
gen werden. 
 
(b) Soll hingegen die Einbringung vollentgeltlich 
vollzogen werden, etwa weil das einzubringende 
Wirtschaftsgut des Privatvermögens nicht mehr steu-
erlich verstrickt ist (Grundstück mehr als 10 Jahre 
nach der Anschaffung), so ist dies möglich, indem 
zumindest teilweise auch die Gutschrift auf einem 
Gesellschafter-Eigenkapitalkonto erfolgt, welches 
maßgeblich für die Höhe der Gesellschaftsrechte ist 
(festes Kapitalkonto). Dieser Weg ist etwa erwä-
genswert, wenn ein vor mehr als 10 Jahren im Privat-
vermögen angeschafftes Vermietungsobjekt bereits 
(überwiegend) abgeschrieben wurde, aber über hohe 
stille Reserven verfügt. Im Rahmen der Personenge-
sellschaft kann dann erneut – ohne eine Kürzung der 
zuvor geltend gemachten Abschreibung – eine Ab-
schreibung des Verkehrswertes erfolgen. 
 
(c) Soll ein einzelnes Wirtschaftsgut aus einem an-
deren Betriebsvermögen eingebracht werden, so ist 
dies steuerneutral zulässig, wenn sich die Einbrin-
gung ausschließlich gegen Gewährung von Gesell-
schaftsrechten und/oder unentgeltlich vollzieht. Dem-
gegenüber ist eine Übernahme von Verbindlichkeiten 
problematisch. Noch nicht geklärt ist, ob die Übertra-
gung eines einzelnen Wirtschaftsgutes aus dem Ge-
samthandsvermögen einer Personengesellschaft in das 
Gesamthandsvermögen einer anderen Personengesell-
schaft ebenso zwingend steuerneutral durchzuführen 
ist. 
 
 
IV. Ausscheiden eines Gesellschafters 
 
(24) Eine – nicht nur steuerlich – schwierige Situa-
tion kann mit dem Ausscheiden eines Gesellschafters 
aus einer Personengesellschaft gegen Übernahme von 
Betriebsvermögen verbunden sein. Steuerrechtlich 
wird hier danach unterschieden, ob das Ausscheiden 
der Gesellschafter zur zivilrechtlichen Beendigung 
der Personengesellschaft führt (sog. Realteilung) oder 
diese trotz Ausscheiden des Mitgesellschafters ihre 
Tätigkeit fortführt (sog. Sachwertabfindung). 
 
(a) Wird die Personengesellschaft zivilrechtlich be-
endet, ist die Realteilung grundsätzlich steuerlich 
neutral. Nur soweit ein Gesellschafter einem anderen 
einen Mehrbetrag gewährt, der nicht aus dem Gesell-
schaftsvermögen stammt, kann dies zu einem Veräu-
ßerungsgewinn führen. Nach Auffassung des Bundes-
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finanzhofes gilt diese Beurteilung zumindest auch 
dann, wenn die Gesellschaft zwar ihre Tätigkeit fort-
setzt, ein Gesellschafter aber gegen Abfindung in Ge-
stalt eines Teilbetriebs ausscheidet. 
 
Gestaltungshinweis: Die Finanzverwaltung lässt – 
entgegen der Rechtsprechung – bislang nicht steuer-
lich neutral die Übertragung von Wirtschaftsgütern 
aus der auseinandergesetzten Personengesellschaft in 
eine andere Personengesellschaft zu. Hier sollte eine 
Zwischenlösung dergestalt gewählt werden, dass der 
ausscheidende Gesellschafter die übernommenen 
Wirtschaftsgüter (z.B. einen Mandantenstamm) in 
seiner Sphäre zurückbehält und der Folge-
Personengesellschaft, an der er beteiligt ist, entgelt-
lich zur Nutzung überlässt. Lassen Sie sich insofern, 
bitte, unbedingt individuell beraten. 
 
(b) Besteht hingegen die vormalige Mitunternehmer-
schaft unbenommen des Ausscheidens des Gesell-
schafters fort, so vollzieht sich dies nach Auffassung 
der Finanzverwaltung nur dann steuerlich neutral, 
wenn das Ausscheiden lediglich damit verbunden ist, 
dass die Gesellschafterstellung aufgegeben wird. Ge-
währt der Ausscheidende hingegen eine weitere Ge-
genleistung – etwa in Gestalt der Übernahme einer 
Verbindlichkeit −, soll dies – anders als in den unter 
Buchst. a angesprochenen Konstellationen – steuer-
lich erheblich sein. 
 
 
V. Vorsicht bei Schenkungen und Einbringun-

gen! 
 
(25) Sind Sie an einer sog. gewerblich geprägten 
Personengesellschaft beteiligt (dabei handelt es sich 
regelmäßig um eine GmbH & Co. KG, die nicht 
selbst betrieblich tätig ist, sondern nur Vermögen 
verwaltet), können Sie grundsätzlich Ihre Beteiligung 
(oder einen Teil davon) einkommensteuerlich neutral 
verschenken oder ohne steuerliche Konsequenz gegen 
Gewährung von Gesellschaftsrechten in eine Kapital-
gesellschaft einbringen. 
 
Vorsicht ist aber geboten, wenn Sie vor dem 
29.6.2013 eine mindestens 1 % ausmachende Beteili-
gung an einer Kapitalgesellschaft oder Wirtschaftsgü-
ter des Betriebsvermögens einkommensteuerlich neut-
ral auf die gewerblich geprägte Personengesellschaft 
übertragen haben sollten. In diesem Falle ist nach der 
gegenwärtigen Regelungslage die einkommensteuer-
liche Neutralität eines Schenkungs- oder Einbrin-
gungsvorgangs nur auf Grund eines Billigkeitsantrags 
aller Beteiligten beim Finanzamt erlangbar. Diesem 
Billigkeitsantrag wird nicht entsprochen, soweit die 
Schenkung oder Einbringung eine Minderung des 
deutschen Besteuerungsrechts zur Folge hätte. 
Hinweis: Gegenwärtig ist eine neuerliche Gesetzes-
änderung in der Diskussion, welche in reinen Inlands-
konstellationen einen derartigen Billigkeitsantrag ent-
behrlich macht. Lassen Sie sich einstweilen, bitte, un-
bedingt individuell beraten – auch in Fällen der sog. 

Betriebsaufspaltung. 
 
 
D. Neues für Kapitalgesellschaften und ihre 

Gesellschafter 
 
I. Neues zu verdeckten Gewinnausschüttun-

gen 
 
(26) Sind Sie als Gesellschafter an einer Kapitalge-
sellschaft (z.B. GmbH oder AG) beteiligt und haben 
mit dieser eine schuldrechtliche Vereinbarung (z.B. 
einen Dienst- oder Darlehensvertrag) geschlossen, so 
kann das bevorstehende Jahresende Anlass zur Prü-
fung sein, ob die Vereinbarung noch dem zwischen 
Fremden Üblichen entspricht. Soweit nämlich die 
Kapitalgesellschaft für eine bezogene Leistung (z.B. 
für eine Geschäftsführertätigkeit, für eine Grund-
stücksanmietung oder für ein Gesellschafterdarlehen) 
ein überhöhtes oder aber für eine abgegebene Leis-
tung (z.B. für den Verkauf eines Gegenstandes) ein zu 
niedriges Entgelt verlangen sollte, liegt eine verdeck-
te Gewinnausschüttung vor. Diese löst eine Erhöhung 
des Einkommens der Kapitalgesellschaft aus, das der 
Körperschaftsteuer und der Gewerbesteuer unterliegt. 
Hinzu treten gegebenenfalls Nachzahlungszinsen von 
6 % jährlich, falls die verdeckte Gewinnausschüttung 
erst in späteren Jahren durch eine Betriebsprüfung 
aufgedeckt werden sollte. 
 
Hinweis: Für beherrschende Gesellschafter ist zudem 
beachtlich, dass die Finanzverwaltung Vereinbarun-
gen nur anerkennt, wenn sie im Vorhinein klar getrof-
fen und wie vereinbart durchgeführt werden. Wird 
dem nicht entsprochen, führen die Zahlungen an den 
beherrschenden Gesellschafter – auch bei Fremdüb-
lichkeit – in voller Höhe zur verdeckten Gewinnaus-
schüttung. Sollen mithin zu Beginn des Jahres 2017 
neue Vereinbarungen getroffen oder bestehende mo-
difiziert werden, macht dies eine schriftliche Anpas-
sung noch im Jahre 2016 erforderlich. 
 
(27) Zum Problemfeld der verdeckten Gewinnaus-
schüttung sind auch die folgenden neuen Entwick-
lungen zu berücksichtigen:  
 
(a) Werden Vergütungen für Gesellschafter-Ge-
schäftsführer unangemessen erhöht, steht dies der 
Annahme einer verdeckten Gewinnausschüttung auch 
dann nicht entgegen, wenn die Erhöhung auf einen 
Beschluss eines mit fremden Personen besetzten Bei-
rats zurückgeht, aber Einwirkungsmöglichkeiten der 
Gesellschafter auf den Beirat bestehen. 
 
(b) Mit dem Aufgabenbild des Gesellschafter-Ge-
schäftsführers einer GmbH steht nach der Rechtspre-
chung nicht in Einklang, dass für ihn ein Arbeitszeit-
konto oder Zeitwertkonto vereinbart wird, welches 
durch einen Gehaltsverzicht im Hinblick auf später 
vergütete Freizeit dotiert wird. Es liegt dann eine ver-
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deckte Gewinnausschüttung vor (bei einem Fremd-
Geschäftsführer wird die Gutschrift von Arbeitslohn-
ansprüchen auf einem Zeitwertkonto indessen wo-
möglich anerkannt und führt nicht zu einem Arbeits-
lohnzufluss – hier steht eine höchstrichterliche Bestä-
tigung noch aus). 
 
(c) Demgegenüber führen Verluste aus Risikoge-
schäften einer GmbH auch dann nicht zu einer ver-
deckten Gewinnausschüttung, wenn der Veranlas-
sungszusammenhang zwischen den Aufwendungen 
und Einnahmen aus den Risikogeschäften einerseits 
und dem eigentlichen Unternehmensgegenstand der 
GmbH andererseits ein allenfalls entfernter ist. 
 
 
II. Sicherung des Verlustabzugs 
 
(28) Hat eine Kapitalgesellschaft einen Verlust er-
litten, droht dieser unterzugehen, wenn innerhalb 
von fünf Jahren mehr als 25 % der Anteile übertragen 
werden (der Verlust droht dann nach Maßgabe der 
übertragenen Beteiligungsquote gestrichen zu wer-
den). Werden im Fünfjahreszeitraum gar mehr als 50 
% der Anteile übertragen, besteht die Gefahr der 
Streichung des Verlustabzugs in voller Höhe. 
 
Hinweis: Ausgenommen vom potentiellen Untergang 
eines Verlustes ist eine Anteilsübertragung im Wege 
der vorweggenommenen Erbfolge. Es sollte dann 
dokumentiert werden, dass die Anteilsübertragung in 
Anrechnung auf den Erbteil erfolgt. 
 
(29) Von großer praktischer Bedeutsamkeit ist, dass 
trotz eines Beteiligtenwechsels von mehr als 25 % ein 
Verlust erhalten bleibt, soweit ihm sog. stille Reser-
ven der Kapitalgesellschaft entgegenstehen. Verfügt 
die Kapitalgesellschaft trotz Verlust noch über ein po-
sitives Eigenkapital, ergeben sich die stillen Reserven 
im Grundsatz aus der Differenz zwischen dem An-
teilsverkaufspreis und dem (anteiligen) Eigenkapital. 
Ist das Eigenkapital aber bereits negativ geworden, so 
ist für die Ermittlung der stillen Reserven stets ein 
Unternehmenswertgutachten einzuholen (Gleiches 
gilt auch, wenn bei positivem Eigenkapital der An-
teilserwerber ein Angehöriger ist). 
 
(30) Ein Verlustabzug bleibt darüber hinaus erhal-
ten, sofern die Anforderungen der Konzernklausel 
erfüllt sind, die eine Neufassung zugunsten der Steu-
erpflichtigen für sämtliche Beteiligungserwerbe nach 
dem 31.12.2009 erhalten hat. So bleibt der Verlustab-
zug bestehen, wenn entweder der Erwerber der Betei-
ligung am übernehmenden Rechtsträger zu 100 % be-
teiligt ist (sog. Verkürzung der Beteiligungskette) o-
der der Veräußerer zu 100 % am übernehmenden 
Rechtsträger beteiligt ist (sog. Verlängerung der Be-
teiligungskette). 
 
Hinweis: Erwogen wird gegenwärtig, eine gesetzliche 
Regelung zu kodifizieren, wonach der Verlustabzug 
trotz Anteilseignerwechsel bestehen bleibt, wenn der 
Geschäftsbetrieb  

der Kapitalgesellschaft fortgeführt und keiner anders-
artigen Zweckbestimmung zugeführt wird (sog. fort-
führungsgebundener Verlustvortrag).  
III. Restriktionen beim Weg in die Kapitalge-

sellschaft 
 
(31) Soll ein Einzelunternehmen oder eine betrieb-
lich tätige (oder gewerblich geprägte) Personengesell-
schaft gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten in 
eine Kapitalgesellschaft umgewandelt werden, ist dies 
grundsätzlich steuerneutral zu Buchwerten zulässig, 
sofern das deutsche Besteuerungsrecht nicht be-
schränkt wird. – Für sämtliche Einbringungen, die 
nach dem 31.12.2014 verabredet werden, ist auf 
Grund einer gesetzlichen Neuregelung beachtlich, 
dass eine daneben erfolgende Gewährung einer sog. 
sonstigen Gegenleistung (z.B. einer Darlehensforde-
rung gegen die übernehmende Kapitalgesellschaft) 
nur dann nicht gewinnrealisierend ist, soweit diese 
nicht 25 % des Eigenkapitals der eingebrachten be-
trieblichen Einheit oder 500.000 € überschreitet. 
 
Beispiel: Ein Betrieb mit einem Eigenkapital von 
800.000 € wird in eine Kapitalgesellschaft einge-
bracht. Dem Einbringenden kann nach der gesetzli-
chen Neuregelung im Zuge der Einbringung eine Dar-
lehensforderung gegen die übernehmende Kapitalge-
sellschaft steuerunschädlich nur noch bis zur Höhe 
von 25 % von 800.000 € = 200.000 €, höchstens aber 
bis zu 500.000 € eingeräumt werden. – Diese Be-
schränkung der sonstigen Gegenleistung ist insoweit 
vermeidbar, als vor der Einbringung – zumindest the-
oretisch – eine Entnahme steuerneutral bis zur Höhe 
des Eigenkapitals zulässig ist. Deswegen können im 
Einzelfall einbringungsvorgelagerte Entnahmen zu 
erwägen sein, sofern diese auch wirtschaftlich ver-
tretbar sind. 
 
 
IV. Restriktionen beim Weg aus der Kapitalge-

sellschaft 
 
(32) Schwierige Fragen können sich ergeben, wenn 
eine Kapitalgesellschaft in eine Personenunterneh-
mung umgewandelt werden soll. Dieser Weg ist zwar 
grundsätzlich steuerlich neutral beschreitbar, jedoch 
ist er etwa damit verbunden, dass die offenen Rückla-
gen der Kapitalgesellschaft als ausgeschüttet gelten. 
Dies löst eine Kapitalertragsteuer von 25 % zuzüg-
lich Solidaritätszuschlag aus, welche erst später – im 
Rahmen der Einkommensteuerveranlagung des Ge-
sellschafters – Anrechnung findet. 
 
(33) Geradezu ein Umwandlungshindernis kann 
sich auftun, wenn einer (oder mehrere) der Gesell-
schafter seinen Anteil nicht im Zuge der Gründung 
der Kapitalgesellschaft, sondern zu einem späteren 
Zeitpunkt erworben hat, als sich schon stille Reserven 
gebildet hatten. Er wird dann Anschaffungskosten ge-
tragen haben, die oberhalb des anteiligen Eigenkapi-
tals der Kapitalgesellschaft liegen. Setzt die übertra-
gende Kapitalgesellschaft in ihrer Schlussbilanz die 
Buchwerte an (was zur steuerlichen Neutralität der 
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Umwandlung erforderlich ist), geht für den Gesell-
schafter mit den höheren Anschaffungskosten der Dif-
ferenzbetrag zum anteiligen Eigenkapital verloren 
(sog. Übernahmeverlust). Der Bundesfinanzhof hat in 
zwei Entscheidungen geurteilt, diese Vernichtung von 
Anschaffungskosten sei steuerrechtlich zulässig und 
den betroffenen Gesellschafter auf den (sehr steini-
gen) Weg des Billigkeitsverfahrens verwiesen. 
 
 
V. Bürgschaftsinanspruchnahme 
 
(34) Bürgen Sie als Gesellschafter-
Geschäftsführer einer Kapitalgesellschaft für eine 
Finanzierungsmaßnahme der Kapitalgesellschaft, so 
stellt sich im Falle der Inanspruchnahme die Frage, 
inwieweit die Aufwendungen steuerlich berücksichti-
gungsfähig sind. Nach der höchstrichterlichen Recht-
sprechung richtet sich dies danach, ob die Übernahme 
der Bürgschaft in erster Linie gesellschaftsrechtlich 
oder aber primär im Hinblick auf Ihr Dienstverhältnis 
erfolgt ist. Nur in dem zuletzt genannten Falle kommt 
eine steuerliche Berücksichtigung der Bürgschaftsin-
anspruchnahme in voller Höhe in Betracht (bei gesell-
schaftsrechtlicher Veranlassung allenfalls im Umfang 
von 60 % − und auch erst bei Veräußerung der Antei-
le). 
 
Hinweis: Ein engerer Zusammenhang der Bürg-
schaftsübernahme mit dem Dienstverhältnis kann et-
wa dargetan werden, wenn der Geschäftsführer ohne 
die Bürgschaftsleistung beachtliche feste und ergeb-
nisabhängige Geschäftsführerbezüge verloren hätte. 
Auch eine eher geringfügige Beteiligung an der Kapi-
talgesellschaft spricht für die Übernahme der Bürg-
schaft aus Gründen des Dienstverhältnisses. 
 
 
E. Neues für Vermieter und Kapitalanleger 
 
I. Wertpapierverluste 
 
(35) Veräußern Sie ein nach dem 31.12.2008 er-
worbenes Wertpapier mit Verlust, so kann dieser nur 
mit Kapitalerträgen verrechnet werden (resultiert der 
Verlust gar aus der Veräußerung von Aktien, darf er 
nur mit Gewinnen aus einem Aktienverkauf zum 
Ausgleich gebracht werden). – Geklärt ist unterdes-
sen, dass der Aufwand für eine Option zum An- oder 
Verkauf von Wertpapieren, die der Anleger nicht aus-
übt, weil sie durch die Entwicklung des Basiswerts 
wirtschaftlich sinnlos geworden ist, als Veräuße-
rungsverlust anerkannt wird. Dies soll aber bei sog. 
Knock-Out-Produkten nicht gelten, bei denen die 
Option automatisch verfällt (zu dieser Frage ist eine 
Verfassungsbeschwerde anhängig). 
 
Wichtiger Hinweis: Verluste aus der Veräußerung von 
Wertpapieren werden verpflichtend durch das jewei-
lige Kreditinstitut, bei dem ein Depot geführt wird, 
bis zur Höhe der bei ihm für den einzelnen Anleger 
angefallenen Kapitalerträgen ausgeglichen. Verbleibt 

danach ein Verlust, wird dieser durch das Kreditinsti-
tut in das nächste Jahr vorgetragen und steht somit für 
den Ausgleich mit Kapitalerträgen im selben Jahr aus 
anderen Quellen nicht zur Verfügung. Sie können als 
Anleger aber auch verlangen, dass über die Höhe des 
nicht ausgeglichenen Verlustes eine Bescheinigung 
erstellt wird. Der entsprechende Antrag muss spätes-
tens zum 15. Dezember 2016 dem depotführenden 
Kreditinstitut zugehen. Wird ein bescheinigter Verlust 
jedoch nicht im Jahre 2016 durch anderweitige Kapi-
talerträge ausgeglichen, verzögert sich seine Berück-
sichtigung etwaig, weil er nicht zur laufenden Ver-
lustverrechnung im Jahre 2017 auf der Ebene des 
Kreditinstituts zur Verfügung steht, sondern erst im 
Rahmen Ihrer Veranlagung zur Einkommensteuer be-
rücksichtigt werden kann. 
 
 
II. Vorbereitende und nachträgliche Aufwen-

dungen 
 
(36) Erwerben Sie ein unbebautes Grundstück in 
der Absicht, dieses zu bebauen und zu vermieten, sind 
durchaus vor der Vermietung anfallende (Finanzie-
rungs-)Aufwendungen steuerlich zu berücksichtigen. 
Daran ändert auch ein mehrjähriger Zeitraum vor 
Aufnahme der Bebauung nichts, wenn die Ansamm-
lung von Finanzmitteln erkennbar im Hinblick auf die 
Realisierung des Bauvorhabens erfolgt (die endgülti-
ge spätere Vermietung kann dabei ein Indiz für die 
ernsthafte Bebauungsabsicht sein). 
 
(37) Veräußern Sie ein vermietetes Objekt und 
verbleibt eine Finanzierungsschuld zurück, ist das 
Primat der vorrangigen Schuldentilgung zu beachten. 
Reicht der Veräußerungserlös indes zur Rückführung 
der Schulden nicht aus, sind die weiter erwachsenden 
Zinsen (auf den verbleibenden Spitzenbetrag) nach-
trägliche Werbungskosten, und zwar auch, wenn die 
nicht tilgbaren Verbindlichkeiten umgeschuldet wer-
den. 
 
 
III. Abzugsfähigkeit eines Disagios 
 
(38) Nach einer gesetzlichen Regelung ist nur ein 
marktübliches Disagio aus der Finanzierung eines 
vermieteten Objektes (oder einer anderen Tätigkeit 
zur Erzielung von Einkünften) sofort absetzbar und 
nicht auf die Kreditlaufzeit zu verteilen. Nach der 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes begründet die 
Kreditaufnahme bei einer Geschäftsbank eine Vermu-
tung für die Marktüblichkeit. 
 
Hinweis: Entschieden wurde über einen Fall, in dem 
im Jahre 2009 ein Disagio von 10 % der Darlehens-
summe bei einem Zinssatz von 2,85 % für eine 10-
jährige Laufzeit vereinbart worden war. Das Finanz-
amt wollte nur ein Disagio von 5 % als sofort abzugs-
fähig behandeln und stützte dies darauf, der Zinssatz 
habe unterhalb des Marktzinssatzes gelegen. Der 
Bundesfinanzhof hat demgegenüber entschieden, ein 
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Disagio sei auch im Umfang von 10 % sofort absetz-
bar, wenn keine Besonderheiten festzustellen sind, 
welche die Vermutung der Üblichkeit und Angemes-
senheit widerlegen. 
 
 
IV. Fahrten zu Vermietungsobjekten 
 
(39) Fahren Sie als Vermieter zum vermieteten Ob-
jekt, so können Sie die dafür angefallenen Aufwen-
dungen grundsätzlich mit pauschal 0,30 € je gefahre-
nem Kilometer ansetzen oder – über ein ordnungs-
mäßiges Fahrtenbuch – höhere Aufwendungen nach-
weisen. Werden jedoch vermietete Objekte derart 
häufig aufgesucht, wie ein Arbeitnehmer seinen Ar-
beitsplatz, können sie zur ersten Tätigkeitsstätte er-
starken, was bedingt, dass die Fahrtkosten nur noch 
pauschal mit  
0,30 € je Entfernungskilometer angesetzt werden 
können. 
 
Hinweis: Dies ist in der Praxis sicherlich regelmäßig 
nicht der Fall (im entschiedenen Sachverhalt hatte der 
Steuerpflichtige für zwei Vermietungsobjekte 380 
Fahrten im Jahr durchgeführt). − Wird für umfangrei-
che Vermietungstätigkeiten außerhalb der Wohnung 
ein Büro unterhalten, gilt dieses als erste Tätigkeits-
stätte, so dass die Fahrten zwischen Wohnung und 
Büro nur mit 0,30 € je Entfernungskilometer geltend 
gemacht werden können. 
 
 
V. Förderung des Mietwohnungsneubaus 
 
(40) Beabsichtigt war, den Mietwohnungsneubau 
dadurch zu fördern, dass eine Sonderabschreibung 
neben der regulären Gebäudeabschreibung für das 
Jahr der Anschaffung oder Herstellung und das Folge-
jahr im Umfang von jeweils 10 % sowie für das fol-
gende dritte Jahr in Höhe von 9 % der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten gewährt werden sollte. Die 
Sonderabschreibung sollte ausgeschlossen sein, wenn 
die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 3.000 € je 
qm Wohnfläche überschreiten. Bemessungsgrundlage 
für die Sonderabschreibung sollten zudem Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten von maximal 2.000 € 
je qm Wohnfläche sein. – Das Gesetzgebungsverfah-
ren wurde jedoch im Juli 2016 einstweilig gestoppt, 
nachdem sich im Rahmen der Großen Koalition keine 
Einigkeit über die Rahmenbedingungen der Förde-
rung erzielen ließ. Abzuwarten bleibt, ob und unter 
welchen Rahmendaten das Fördergesetz neu aufge-
griffen wird. 
 
 
F. Neues für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
 
I. Betriebsveranstaltungen und Geburtstags-

feiern 
 
(41) Eine Betriebsveranstaltung (z.B. ein Betriebs-
ausflug oder eine Weihnachtsfeier) erfährt eine steu-

erliche Begünstigung dadurch, dass dem Arbeitneh-
mer kein lohnsteuerlich relevanter geldwerter Vorteil 
zugerechnet wird, soweit die Aufwendungen je Ar-
beitnehmer einen Freibetrag von 110 € nicht über-
schreiten. Als Betriebsveranstaltung wird eine be-
triebliche Feierlichkeit aber nur dann anerkannt, wenn 
sie grundsätzlich allen Arbeitnehmern offensteht. Sie 
kann hingegen auch dann gegeben sein, wenn sie nur 
für bestimmte „Organisationseinheiten“ eines Be-
triebs, für Mitarbeiter im Ruhestand oder für alle Mit-
arbeiter durchgeführt wird, die ein rundes Arbeitneh-
merjubiläum begehen. Der Freibetrag von 110 € je 
Arbeitnehmer gilt für höchstens zwei Betriebsveran-
staltungen im Jahr. 
 
Hinweis: Im Rahmen der Ermittlung, welche Auf-
wendungen auf den jeweiligen Arbeitnehmer entfal-
len, sind neben individuell zurechenbaren Kosten 
auch Fahrtkosten zum Veranstaltungsort (Ausnahme: 
Die Arbeitnehmer organisieren die Anreise zum Ver-
anstaltungsort außerhalb der ersten Tätigkeitsstätte 
selbst und erhalten dafür einen steuerfreien Reisekos-
tenersatz) sowie die Kosten des äußeren Rahmens 
(ohne „rechnerische Selbstkosten“ des Arbeitgebers 
oder anteilige Kosten für die Nutzung eigener Räum-
lichkeiten) einzubeziehen. Der maßgebliche Gesamt-
aufwand ist durch die Kopfzahl der Teilnehmer ein-
schließlich der Begleitpersonen zu dividieren. Die 
auf die Begleitpersonen entfallenden Aufwendungen 
sind zur Prüfung, ob der 110 €-Freibetrag überschrit-
ten ist, den betreffenden Arbeitnehmern zuzuordnen. 
 
Hinweis zum Überschreiten des Freibetrags: Machen 
die Aufwendungen je Arbeitnehmer mehr als 110 € 
aus, kann der übersteigende Betrag entweder indivi-
duell besteuert werden (und ist dann auch sozialversi-
cherungspflichtig) oder wird einer pauschalen Lohn-
steuer von 25 % unterworfen (dann entfällt die Sozi-
alversicherungspflicht). Umsatzsteuerrechtlich wird 
der Vorsteuerabzug für im Rahmen der Betriebsver-
anstaltung bezogene Leistungen insgesamt versagt, 
wenn der Freibetrag von 110 € je Arbeitnehmer über-
schritten wird. 
 
(42) Ein wenig Entspannung ist hinsichtlich der 
Frage aufgetreten, ob die Übernahme der Aufwen-
dungen einer Feierlichkeit anlässlich eines persön-
lichkeitsbezogenen Ereignisses (wie einem Geburts-
tag, einem Berufsjubiläum oder der Erlangung eines 
akademischen Grades) zu Arbeitslohn führt. Dies ist 
nicht der Fall, wenn die Veranstaltung einen berufli-
chen Zuschnitt hat, wofür das Auftreten des Arbeitge-
bers als Gastgeber, die Auswahl der Gäste und der Ort 
des Festes (in betrieblichen Räumlichkeiten) sprechen 
können. Ebenso liegen Werbungskosten des Arbeit-
nehmers vor, wenn er die Aufwendungen für die Ver-
anstaltung selbst trägt und soweit sie einen berufli-
chen Zuschnitt haben. 
 
Hinweis: So hat der Bundesfinanzhof bereits ent-
schieden, Aufwendungen eines Finanzbeamten für die 
Feier seines Dienstjubiläums im Sozialraum des Fi-
nanzamtes seien steuerlich abzugsfähig. Ein Dienstju-
biläum sei ein berufsbezogenes Ereignis. Angesichts 
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des Rahmens der Veranstaltung sei unschädlich, dass 
nicht der Dienstherr, sondern der Finanzbeamte selbst 
seine Kollegen eingeladen habe. Ob auch die Auf-
wendungen anlässlich einer Geburtstagsfeier mit Ar-
beitskollegen in den Räumen des Unternehmens so-
wie die Bewirtungsaufwendungen für Mitarbeiter an-
lässlich der Habilitation eines in einem Krankenhaus 
tätigen Arztes steuerlich zu berücksichtigen sind, ist 
höchstrichterlich noch nicht entschieden (in erster In-
stanz wurde dies für die Geburtstagsfeier bejaht, für 
die Habilitation hingegen verneint). 
 
 
II. Fahrtkosten und Unterbrechungen 
 
(43) Hinsichtlich der steuerlichen Behandlung be-
ruflicher Fahrten ist zu unterscheiden, ob (a) die Fahrt 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte oder  
(b) die Fahrt zu einem Einsatzort außerhalb der ers-
ten Tätigkeitsstätte erfolgt. Für Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte mit einem Pkw 
kann lediglich die Entfernungspauschale von 0,30 € 
je Entfernungskilometer angesetzt werden. Demge-
genüber können für beruflich veranlasste Fahrten 0,30 
€ je gefahrenem Kilometer steuerlich geltend gemacht 
(oder durch den Arbeitgeber steuerfrei erstattet) wer-
den. Der Ansatz – resp. die steuerfreie Erstattung – 
eines höheren Betrages für beruflich veranlasste Fahr-
ten zu einem Einsatzort außerhalb der ersten Tätig-
keitsstätte ist nur dann zulässig, wenn der Arbeitneh-
mer höhere Kosten durch ein ordnungsgemäß geführ-
tes Fahrtenbuch nachweist. 
 
Hinweis: Erste Tätigkeitsstätte ist regelmäßig die orts-
feste betriebliche Einrichtung des Arbeitgebers. Sind 
– etwa bei Niederlassungen – mehrere Tätigkeitsstät-
ten denkbar, erfolgt die Bestimmung der ersten Tätig-
keitsstätte vorrangig anhand der dienst- oder arbeits-
rechtlichen Festlegung durch den Arbeitgeber. Ob an 
diesem Ort tatsächlich schwerpunktbezogen die Tä-
tigkeit erfolgt, ist unbeachtlich. 
 
(44) Wird die Fahrt zur ersten Tätigkeitsstätte für 
ein „Dienstgeschäft“ außerhalb der ersten Tätigkeits-
stätte unterbrochen, sind die Pkw-Aufwendungen 
nur in Höhe der (ungekürzten) Pauschale von 0,30 € 
je Entfernungskilometer zwischen Wohnung und ers-
ter Tätigkeitsstätte ansetzbar. Die auf die zusätzlichen 
Fahrtstrecken für die beruflichen Obliegenheiten an-
fallenden Kosten sind daneben mit 0,30 € je gefahre-
nem Kilometer zu berücksichtigen (oder den geltend 
gemachten höheren Kosten bei Führung eines ord-
nungsmäßigen Fahrtenbuchs). 
 
 
III. Maßnahmen zur Verbesserung des Ge-

sundheitszustandes 
 
(45) Als Arbeitgeber können Sie steuerfrei Leis-
tungen zur Verbesserung des allgemeinen Gesund-
heitszustandes Ihrer Arbeitnehmer und der betriebli-
chen Gesundheitsförderung erbringen, wenn diese 

Förderung zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar-
beitslohn erfolgt und soweit sie je Arbeitnehmer 500 
€ im Kalenderjahr nicht übersteigt. Die Leistungen 
müssen hinsichtlich Qualität, Zweckbindung und 
Zielgerichtetheit bestimmten sozialgesetzlichen An-
forderungen genügen. Darunter fallen Präventions- 
und Fördermaßnahmen im Hinblick auf arbeitsbe-
dingte körperliche Belastungen, eine gesundheitsge-
rechte Ernährung (z.B. Übergewichtsreduktion), Leis-
tungen im Hinblick auf psychosoziale Belastungen 
(z.B Kurse zur Stressbewältigung am Arbeitsplatz) 
und zur Suchtmittelprävention (z.B. Rauchen am Ar-
beitsplatz). Die hinreichende Qualität ist zu unterstel-
len, wenn die Maßnahmen durch Physiotherapeuten, 
Heilpraktiker und qualifizierte Fitnesstrainer erbracht 
werden. 
 
Hinweis: In der Praxis sollte beachtet werden, dass 
seit Mitte des Jahres 2015 die Möglichkeit einer Zerti-
fizierung für Leistungen nach Maßgabe der sozialge-
setzlichen Bestimmungen besteht. Zur Sicherstellung 
der Steuerbefreiung liegt es nahe, dass ein Arbeitge-
ber bei Gesundheitsförderungsleistungen Wert darauf 
legt, für die betreffenden Kurse und Maßnahmen 
werde eine Zertifizierung nachgewiesen. − Generell 
nicht begünstigt ist die Übernahme von Mitgliedsbei-
trägen an Sportvereine oder Fitnessstudios. 
 
 
IV. Berufshaftpflichtversicherung 
 
(46) Tragen Sie als Arbeitgeber Beiträge für eine 
berufsständische Haftpflichtversicherung, kann 
dies zu Arbeitslohn bei angestellten Berufsträgern 
führen. Dies ist dann der Fall, wenn Beiträge zur ei-
genen Berufshaftpflichtversicherung der Angestellten 
(etwa beschäftigter Rechtsanwälte) durch den Arbeit-
geber übernommen werden. Deckt demgegenüber der 
Versicherungsschutz zur Deckung der sich aus der 
Berufstätigkeit des Arbeitgebers ergebenden Haft-
pflichtgefahr auch Schäden ab, die durch Angestellte 
verursacht wurden, liegt für diese kein Arbeitslohn 
vor. 
 
Gestaltungshinweis: Es kann deswegen empfehlens-
wert sein, für angestellte Berufsträger (etwa Rechts-
anwälte) nur die Mindestversicherung zu übernehmen 
(dieser ist dann Arbeitslohn), im Übrigen aber den 
Betrieb selbst gegen berufsständische Haftpflichtrisi-
ken zu versichern. Dass in diesem Falle kein Arbeits-
lohn vorliegt, wurde bereits zu einer Berufshaft-
pflichtversicherung einer Klinik unter Mitversiche-
rung angestellter Klinikärzte, für die eigene Berufs-
haftpflichtversicherung einer Rechtsanwalts-GmbH 
sowie für die eigene Berufshaftpflichtversicherung 
einer Rechtsanwalts- und Steuerberater-GbR ent-
schieden (angewendet wird diese Rechtsprechung 
auch auf Partnerschaftsgesellschaften mit beschränk-
ter Berufshaftung). 
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V. Änderungen im Sozialversicherungsrecht 

2017 
 
(47) Zum 1.1.2017 werden erneut die Rechengrö-
ßen der Sozialversicherung angehoben, nach denen 
sich u.a. die gesetzlichen Höchstbeiträge zur Renten-
versicherung sowie die Versicherungspflichtgrenze 
zur Kranken- und Pflegeversicherung bemessen. Die 
folgende Tabelle umschließt die wichtigsten Ände-
rungen: 
 
 2017 

– neu − 
2016 

– alt − 
Beitragsbemessungsgrenze 
zur gesetzlichen Renten- 
und Arbeitslosenversiche-
rung 
(a) West 
 
(b) Ost 

 
 
 
 
6.350 € 
monatlich 
5.700 € 
monatlich 

 
 
 
 
6.200 € 
monatlich 
5.400 € 
monatlich 

Beitragsbemessungsgrenze 
zur Kranken- und Pflege-
versicherung (bundesein-
heitlich) 

4.350 € 
monatlich 

4.237,50 € 
monatlich 

Versicherungspflichtgrenze 
in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung (bundes-
einheitlich) 

57.600 € 
jährlich 

56.250 € 
jährlich 

 
Hinweis: Die Beitragsbemessungsgrenze bezeichnet 
jenes monatliche Entgelt, welches höchstens der Ren-
ten- und Arbeitslosenversicherung bzw. der Kranken- 
und Pflegeversicherung unterliegt. Maßgeblich ist die 
Beitragsbemessungsgrenze zur gesetzlichen Renten-
versicherung für Sie – auch als Selbständiger − eben-
so, wenn Sie in einem berufsständischen Versor-
gungswerk versichert sind, weil es hier zu einer ent-
sprechenden Anhebung kommt. − Erwägen Sie, von 
der gesetzlichen zur privaten Krankenversicherung 
zu wechseln, setzt dies zum Ende des Jahres 2016 vo-
raus, dass Ihr Jahresarbeitsentgelt die Versicherungs-
pflichtgrenze des Jahres 2016 überschreitet und auch 
die Versicherungspflichtgrenze im kommenden Jahr 
voraussichtlich überschreiten wird. 
 
 
G. Umsatzsteuer und Vorsteuerabzug 
 
I. Steuerfreiheit von Unterrichtsleistungen 
 
(48) Erbringen Sie als selbständiger Unternehmer 
Lehrleistungen? Dann kann für Sie relevant sein, 
dass nach europäischem Recht (auf das Sie sich un-
mittelbar berufen können) eine Umsatzsteuerbefrei-

ung weitergehend gewährt wird als nach Maßgabe des 
deutschen Umsatzsteuergesetzes. Nach nationalem 
Recht sind lediglich Unterrichtsleistungen selbständi-
ger Lehrer an Hochschulen und öffentlichen allge-
meinbildenden oder berufsbildenden Schulen sowie 
an privaten Schulen umsatzsteuerfrei, wenn diesen 
bescheinigt wird, die gleichen Aufgaben zu erfüllen 
wie entsprechende öffentliche Schulen. Nach Auffas-
sung der Finanzverwaltung sind einzelne Vorträge 
(die nicht in einem Lehrplan eingebunden sind) nicht 
umsatzsteuerfrei. – Nach dem europäischen Recht 
sind hingegen nicht nur Unterrichtseinheiten, die sich 
auf Schul- und Hochschulunterricht beziehen, sondern 
jegliche Unterrichtseinheiten umsatzsteuerfrei, die 
Ausbildung, Fortbildung oder berufliche Umschulung 
betreffen. Ein Lehrplan ist für die Erlangung der Um-
satzsteuerfreiheit keine zwingende Voraussetzung. 
Die Lehrtätigkeit darf lediglich nicht den Charakter 
bloßer Freizeitgestaltung annehmen. 
 
Gestaltungshinweis: Danach sind etwa die Leistungen 
einer selbständigen Nachhilfelehrerin, die Erteilung 
von Musikunterricht oder der Betrieb eines Lernstu-
dios umsatzsteuerfrei, in welchem Kindern Kenntnis-
se einer Fremdsprache vermittelt werden. Selbst Fahr-
schulunterricht kann unter die Umsatzsteuerbefreiung 
nach europäischem Recht fallen (strittig). – Berufen 
Sie sich als Unternehmer auf diese Umsatzsteuerfrei-
heit, haben Sie aber zu gegenwärtigen, dass Ihnen in-
sofern kein Vorsteuerabzug mehr aus Leistungen an-
derer Unternehmer zusteht (z.B. für Software- oder 
Hardware, die Büroausstattung oder ein beruflich ge-
nutztes Fahrzeug). 
 
 
II. Ehrenamtliche Tätigkeiten 
 
(49) Von Gesetzes wegen sind ehrenamtliche Tä-
tigkeiten umsatzsteuerfrei, wenn sie für eine juristi-
sche Person des öffentlichen Rechts (z.B. für eine 
Berufskammer) ausgeübt werden. Diese Umsatzsteu-
erbefreiung ist nach der Rechtsprechung des Bundes-
finanzhofes aber restriktiv auszulegen; denn eine eh-
renamtliche Tätigkeit soll nur anzuerkennen sein, 
wenn sie sich entweder aus einer gesetzlichen Rege-
lung ergibt oder nach allgemeinem Verständnis ein 
Ehrenamt vorliegt. Ist die Ehrenamtlichkeit hingegen 
lediglich aus der Satzung einer juristischen Person des 
öffentlichen Rechts ableitbar, ist dies für die Erlan-
gung der Umsatzsteuerfreiheit nicht hinreichend.  
Hinweis: Umsatzsteuerfrei bleibt aber das Entgelt für 
eine ehrenamtliche Tätigkeit – unbenommen der vor-
stehenden Erwägungen −, wenn es lediglich in Ausla-
genersatz und einer angemessenen Entschädigung für 
Zeitversäumnis besteht. 
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III. Grundstückslieferung 
 
(50) Beabsichtigen Sie, ein Grundstück (mit aufste-
hendem Gebäude) zu veräußern, das Sie bislang um-
satzsteuerpflichtig vermietet haben, sollten Sie sich 
steuerlich beraten lassen; denn die Regelungslage ist 
hochkomplex. Bei der Grundstücksveräußerung kann 
es sich um eine sog. Geschäftsveräußerung im Gan-
zen handeln, die nicht umsatzsteuerbar ist. Dies ist 
für Sie nicht von Nachteil, weil dann das Risiko einer 
etwaigen Vorsteuerkorrektur (bei Beendigung der 
umsatzsteuerpflichtigen Vermietung) auf den Erwer-
ber übergeht. Eine Geschäftsveräußerung im Ganzen 
liegt insbesondere vor, wenn der Erwerber das Ge-
bäude an dieselben Nutzenden vermietet oder ver-
pachtet. − Sollte jedoch keine Geschäftsveräußerung 
im Ganzen vorliegen, können Sie einer sonst drohen-
den Rückzahlung der in den letzten 10 Jahren geltend 
gemachter Vorsteuern nur entgehen, indem Sie das 
Grundstück unter Verzicht auf die grundsätzlich gel-
tende Umsatzsteuerfreiheit veräußern. Diese sog. Op-
tion zur Umsatzsteuerpflicht muss bereits im notariel-
len Grundstückskaufvertrag enthalten sein; eine späte-
re Optionsausübung wird nicht mehr zugelassen. 
 
Gestaltungshinweis: Ratsam erscheint, im Grund-
stückskaufvertrag festzuhalten, dass die Parteien von 
einer Geschäftsveräußerung im Ganzen ausgehen, der 
Veräußerer aber für den Fall, dass sich diese rechtli-
che Beurteilung als unzutreffend herausstellt, vorsorg-
lich und im Übrigen unbedingt zur Umsatzsteuer-
pflicht optiert. 
 
 
IV. Umsatzsteuerliche Organschaft 
 
(51) Eine sog. umsatzsteuerliche Organschaft liegt 
vor, wenn eine juristische Person nach dem Gesamt-
bild der Verhältnisse in ein anderes Unternehmen 
eingegliedert ist. Dazu muss der andere Unternehmer 
die Mehrheit der Stimmrechte innehaben und durch 
organisatorische Maßnahmen sicherstellen, dass eine 
von seinen Beschlüssen abweichende Willensbildung 
bei der juristischen Person ausgeschlossen ist (z.B. 
indem einer seiner Mitarbeiter Geschäftsführer der 
Tochtergesellschaft ist). Letztlich muss die juristische 
Person den unternehmerischen Zwecken des Mehr-
heitsgesellschafters dienen. – Rechtsfolge der um-
satzsteuerlichen  
Organschaft ist, dass Umsätze zwischen der juristi-
schen Person und dem Organträger nicht der Umsatz-
steuer unterliegen. Von großem Vorteil ist dies, 
wenn der Organträger nicht zum Vorsteuerabzug be-
rechtigt ist (z.B. weil er umsatzsteuerfreie Woh-
nungsvermietungen oder ärztliche Leistungen er-
bringt); denn auf Vorleistungen der eingegliederten 
juristischen Person erwächst dann keine Umsatzsteuer 
mehr. Es kommt in diesem Fall lediglich zu einer 
Minderung der abziehbaren Vorsteuern bei der juristi-
schen Person, soweit sie Leistungen an den Organträ-
ger abgibt, die bei diesem steuerfrei sind. – Keinen 

Vorteil, aber potentielle Nachteile birgt die umsatz-
steuerliche Organschaft hingegen dann, wenn der Or-
ganträger ohnehin zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 
Sollte die juristische Person in Insolvenz geraten, 
droht für ihn die Inanspruchnahme im Hinblick auf 
Vorsteuern, die im Organkreis aus letztlich unbezahlt 
bleibenden Rechnungen geltend gemacht wurden. 
 
Hinweis: Es besteht kein Wahlrecht, vom Vorliegen 
einer umsatzsteuerlichen Organschaft auszugehen o-
der nicht. Sind die Tatbestandsvoraussetzungen er-
füllt, so ist zwingend eine umsatzsteuerliche Organ-
schaft gegeben; liegt dagegen entweder die finanzielle 
(Mehrheit der Stimmrechte) oder die organisatorische 
(Sicherung der Willensdurchsetzung) oder die wirt-
schaftliche Eingliederung nicht vor, so besteht keine 
umsatzsteuerliche Organschaft. Soll sie vermieden 
werden, ist somit die Erfüllung mindestens einer der 
Eingliederungsvoraussetzungen zu vermeiden. Lassen 
Sie sich, bitte, insofern individuell beraten. 
 
(52) Das höchste deutsche Finanzgericht hat ent-
schieden, auch eine Personengesellschaft könne in 
das Unternehmen des Organträgers eingegliedert sein. 
Davon betroffen ist zuvörderst eine GmbH & Co. KG, 
an der der Organträger allein beteiligt ist (er muss 
mithin den einzigen Kommanditanteil und sämtliche 
Anteile an der vermögenslos beteiligten Komplemen-
tär-GmbH halten). Sollte sich danach eine (Erweite-
rung der) Organschaft ergeben, können Sie sich da-
rauf berufen, wenn dies zu Ihrem Vorteil gereicht. 
Gegen Ihren Willen darf diese neue, durch die Recht-
sprechung herausgearbeitete Beurteilung aber vor ei-
ner gesetzlichen Änderung nicht angewendet werden. 
 
 
V. Vorsteuerabzug und Rechnungsberichti-

gung 
 
(53) Der Vorsteuerabzug aus Eingangsrechnungen 
unterliegt hohen formalen Anforderungen. Er wird 
nur gewährt, wenn die Rechnung die folgenden An-
gaben umschließt: 
 
(a) Übersteigt die Rechnungssumme (einschließlich 
Umsatzsteuer) 150 €, müssen der Name und die An-
schrift Ihres Unternehmens, der Name und die An-
schrift des Leistenden, seine Steuernummer oder USt-
IdNr., eine Rechnungsnummer, die Benennung des 
Gegenstandes der Leistung (handelsübliche Bezeich-
nungen und Menge der gelieferten Gegenstände oder 
Umfang und Art der sonstigen Leistung), das Ausstel-
lungsdatum, der Leistungszeitpunkt (auch wenn er 
mit dem Rechnungsdatum übereinstimmt), das Netto-
entgelt, der Umsatzsteuerbetrag und der Umsatzsteu-
ersatz angegeben sein. Kann es zu späteren Entgelt-
minderungen auf Grund von Boni oder Rabatten 
kommen, ist darauf bereits in der Rechnung hinzu-
weisen. Rechnen Sie als Leistungsempfänger über die 
erhaltene Leistung ab, ist zwingend das Wort „Gut-
schrift“ im Abrechnungsdokument zu verwenden. 
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(b) Rechnungen über einen Gesamtbetrag von 
höchstens 150 € müssen lediglich das Ausstellungs-
datum, den Namen und die Anschrift des Leistenden, 
die Bezeichnung der Leistung sowie das Bruttoentgelt 
und den Umsatzsteuersatz ausweisen. 
 
(54) Sind die Rechnungsmerkmale nicht vollstän-
dig, wird – bislang rückwirkend – der Vorsteuerabzug 
versagt. Dabei fällt die Beurteilung häufig sehr klein-
lich aus. In der Praxis sollte insbesondere darauf ge-
achtet werden, dass die Art der Leistung konkret be-
schrieben wird – gegebenenfalls in einer Anlage zur 
Rechnung. – Kommt es zu einer Beanstandung des 
Finanzamtes, wird grundsätzlich rückwirkend (gege-
benenfalls mit einer Zinswirkung von 6 % jährlich) 
der Vorsteuerabzug gestrichen. Der Europäische Ge-
richtshof hat nunmehr aber eine rückwirkende Rech-
nungsberichtigung im Grundsatz zugelassen, jeden-
falls solange diese bis zum Abschluss des Verwal-
tungsverfahrens (z.B. einer steuerlichen Außenprü-
fung) erfolgt. Gleichviel sollten die Rechnungsmerk-
male von vornherein auf Vollständigkeit und Richtig-
keit geprüft werden, insbesondere weil noch unklar 
ist, welche Mindestmerkmale die zu berichtigende 
Rechnung enthalten muss. 
 
 
VI. Vorsteueraufteilung bei gemischt genutzten 

Gebäuden 
 
(55) Ein gemischt genutztes Gebäude liegt vor, 
wenn es teilweise für Zwecke eingesetzt wird, die den 
Vorsteuerabzug zulassen (z.B. für eine eigenbetriebli-
che, umsatzsteuerpflichtige Tätigkeit), teilweise aber 
auch für Zwecke genutzt wird, die einen Vorsteuerab-
zug ausschließen (z.B. eigene Wohnzwecke oder 
Vermietung zu fremden Wohnzwecken). Es stellt sich 
dann die Frage, wie die abzugsfähige Vorsteuer zu 
ermitteln ist. Dazu ist nach jüngeren Gerichtsurteilen 
wie folgt vorzugehen: 
 
(a) Vorsteuern aus Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten sind insgesamt nach dem maßgeblichen 
Schlüssel aufzuteilen und nicht partiell konkret ein-
zelnen Gebäudeteilen zuzuordnen. Die weitestmögli-
che Einzelzuordnung ist jedoch bei Vorsteuern aus 
laufenden Leistungsbezügen geboten (für die Nut-
zung, Erhaltung und Unterhaltung von Gebäuden). 
 
(b) Für die Zuordnung der Vorsteuern aus den An-
schaffungs- oder Herstellungskosten ist der Flächen-
schlüssel anzuwenden, soweit er zu präziseren Er-
gebnissen als der Umsatzschlüssel führt, was regel-
mäßig im Zweifel unterstellt werden kann. 
 
(c) Kommt ausnahmsweise der Umsatzschlüssel in 
Betracht, ist dieser bei vermieteten Gebäuden objekt-
bezogen zu berechnen (also nach Maßgabe der 
Mieteinnahmen). Ein gesamtumsatzbezogener 
Schlüssel ist anzuwenden, wenn das Gebäude insge-
samt eigenunternehmerischen Zwecken dient und der 

Unternehmer teilweise steuerfreie Umsätze erzielt, die 
den Vorsteuerabzug ausschließen.  
Hinweis: Werden die Vorsteuern nach dem Flächen-
verhältnis aufgeteilt, sind nach Sicht der Finanzver-
waltung sämtliche Wohn-, Verkaufs-, Keller-, Lager- 
und Speicherräume einzubeziehen (kein Abschlag für 
Dachschrägen, keine Einbeziehung von Terrassen o-
der Balkonen). Fahrzeugeinstellplätze werden nach 
Maßgabe des Umfangs der unternehmerischen Nut-
zung der eingestellten Fahrzeuge berücksichtigt (bei 
einer pauschal mit 1 % besteuerten Privatnutzung will 
die Finanzverwaltung im Zweifel von einer 51 %igen 
unternehmerischen Nutzung ausgehen). 
 
 
H. Hochrelevantes für die öffentliche Hand 
 
I. Neuer Unternehmerbegriff 
 
(56) Die öffentliche Hand (z.B. Gemeinden, Ge-
meindeverbände, aber auch Berufskammern und 
staatliche Hochschulen) galt bislang nur insoweit als 
Unternehmerin im Sinne des Umsatzsteuerrechts, als 
sie wirtschaftliche Tätigkeiten am Markt ausübt. 
Hoheitliche Tätigkeiten sowie die Vermögensverwal-
tung wurden grundsätzlich nicht als unternehmerisch 
eingestuft, d.h. für sie wurde keine Umsatzsteuer ge-
schuldet, sie eröffneten aber auch nicht den Vorsteu-
erabzug. 
 
(57) Auf Grund einer gesetzlichen Neuregelung  
erfährt der Unternehmerstatus der öffentlichen Hand 
aber nach dem 31.12.2016 eine bedeutsame Auswei-
tung (siehe zur Übergangsregelung den folgenden 
Abschnitt II). Danach gilt: Wird eine juristische Per-
son des öffentlichen Rechts auf privatrechtlicher 
Grundlage tätig, so handelt sie als Unternehmerin – 
damit wird entgegen der bisherigen Beurteilung durch 
die Finanzverwaltung auch die Vermögensverwaltung 
(z.B. die langfristige Gebäudeüberlassung) in das Un-
ternehmen einbezogen. Die öffentliche Hand kann 
darüber hinaus mit hoheitlichen Tätigkeiten der Um-
satzsteuer unterliegen, sofern eine Nichtbesteuerung 
zu größeren Wettbewerbsverzerrungen führen würde. 
Abgrenzend wird in diesem Zusammenhang Folgen-
des vorgegeben: 
 
� Größere Wettbewerbsverzerrungen liegen nicht 
vor, wenn der von der juristischen Person des öffent-
lichen Rechts aus gleichartigen Tätigkeiten erzielte 
Umsatz voraussichtlich 17.500 € jährlich nicht über-
steigt. 
 
� Größere Wettbewerbsverzerrungen liegen nicht 
vor, wenn vergleichbare, auf privatrechtlicher Grund-
lage erbrachte Leistungen umsatzsteuerfrei sind, oh-
ne dass eine Möglichkeit zur Umsatzsteueroption be-
stünde (danach bleiben beispielsweise im Zusammen-
hang mit der Heilbehandlung erbrachte Leistungen 
umsatzsteuerlich unbeachtlich, während bei einer ent-
geltlichen Gebäudeüberlassung an einen anderen Un-
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ternehmer zur Umsatzsteuerpflicht optiert und damit 
der Vorsteuerabzug erlangt werden kann). 
 
� Zudem sollen sog. Beistandsleistungen (im 
Grundsatz: Leistungen an den Hoheitsbetrieb einer 
anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts) 
nach wie vor nicht der Umsatzsteuer unterliegen. Da-
zu müssen jedoch kumulativ die folgenden Voraus-
setzungen gewahrt sein: Die Leistungen beruhen auf 
langfristigen öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen, 
dienen dem Erhalt der öffentlichen Infrastruktur und 
der Wahrnehmung einer allen Beteiligten obliegenden 
öffentlichen Aufgabe, werden ausschließlich gegen 
Kostenerstattung und im Wesentlichen an andere ju-
ristische Personen des öffentlichen Rechts erbracht. 
 
 
II. Optionserklärung bis zum 31.12.2016 
 
(58) Die im Abschnitt I erläuterte Neuregelung zur 
Unternehmereigenschaft der öffentlichen Hand ist 
noch mit zahlreichen Unklarheiten behaftet. So stellt 
sich beispielsweise die Frage, in welchen Fällen vom 
Vorliegen einer „langfristigen öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung“ auszugehen ist. Vor diesem Hinter-
grund kommt der Regelung erhöhte Bedeutung bei, 
dass eine juristische Person des öffentlichen Rechtes 
bis spätestens zum 31.12.2016 erklären kann, für sie 
solle weiterhin − längstens aber bis zum 31.12.2020 – 
die bisherige, eingangs zu Tz. 56 erläuterte Behand-
lung zur Anwendung gelangen. 
 
(59) Diese Optionserklärung ist durch den gesetzli-
chen Vertreter der juristischen Person des öffentli-
chen Rechts oder einen Bevollmächtigten abzugeben 
und an das örtlich zuständige Finanzamt zu richten. 
Die Optionserklärung darf dabei nicht auf einzelne 
Tätigkeitsbereiche oder Leistungen beschränkt wer-
den. 
 
Gestaltungshinweis: Gegenwärtig ist die Abgabe der 
Optionserklärung zu empfehlen, weil die Reichweite 
der gesetzlichen Neubestimmung der Unternehmerei-
genschaft noch weitgehend ungeklärt ist. Die Opti-
onserklärung muss bis spätestens zum 31.12.2016 
beim Finanzamt eingegangen sein (Ausschlussfrist). 
Sie sollte schriftlich abgegeben werden. Die Options-
erklärung kann mit Wirkung vom Beginn eines auf 
die Abgabe folgenden Kalenderjahres an widerrufen 
werden (damit erstmals im Jahre 2017 mit Wirkung 
ab dem 1.1.2018). Auf Grund dieser Widerrufsmög-
lichkeit hat die juristische Person des öffentlichen 
Rechts die Möglichkeit, auf die Neuregelung umzu-
schwenken, wenn ihre Tatbestandsvoraussetzungen 
geklärt sind und sich dadurch Vorteile in Gestalt einer 
erweiterten Vorsteuerabzugsmöglichkeit ergeben. 
 
 
III. Steuerabzug bei Rechteüberlassung 
 
(60) Nutzt eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts (oder auch eine gemeinnützige Körperschaft) 
die Datenbank eines im Ausland ansässigen Anbieters 

oder wird ihr in Lizenz durch einen ausländischen 
Unternehmer Software zur Nutzung überlassen, ist die 
Frage entstanden, ob dafür von den Lizenzgebühren 
eine inländische Quellensteuer einzubehalten ist. 
Diese macht – inklusive Solidaritätszuschlag – 15,825 
% aus, erhöht sich aber auf 18,8 %, wenn der inländi-
sche Vergütungsschuldner die Steuer trägt. 
 
Hinweis: Obzwar vieles dafür spricht, dass diese 
Quellensteuer nur bei einer wirtschaftlichen Nutzung 
des überlassenen Rechts in Deutschland entsteht – 
nicht hingegen bei einer Nutzung für hoheitliche oder 
ideelle Zwecke –, ist die Rechtslage noch nicht voll-
ends geklärt. Das zuständige Bundeszentralamt für 
Steuern vertritt die Auffassung, im Zweifel sei die 
Quellensteuer anzumelden und abzuführen (dagegen 
ist dann der Einspruch gegeben). 
 
 
IV. Rücklagenbildung 
 
(61) Juristische Personen des öffentlichen Rechts 
haben zu berücksichtigen, dass der Gewinn eines sog. 
Regiebetriebs mit dem Ende des Wirtschaftsjahres 
als in das Hoheitsvermögen überführt gilt. Dies löst 
bei der Körperschaftsteuer unterliegenden Regiebe-
trieben eine definitiv wirkende Belastung an Kapital-
ertragsteuer  
zuzüglich Solidaritätszuschlag in Höhe von 15,825 % 
aus, wenn der Gewinn im Wege der Bilanzierung er-
mittelt wird oder − bei Einnahmenüberschussrech-
nung − der Umsatz mehr als 350.000 € jährlich oder 
der Gewinn 30.000 € übersteigt. Diese Kapitalertrag-
steuer kann vermieden werden, sobald der Gewinn 
zulässigerweise einer Rücklage zugeführt wird. Eine 
solche Rücklagenbildung wird aber nach Sicht der Fi-
nanzverwaltung nur anerkannt, wenn dargetan werden 
kann, für welche Zwecke die Zuführung zur Rücklage 
erfolgt (z.B. für zu bezeichnende Investitionsvorha-
ben oder erhöhte Personalaufwendungen der kom-
menden Jahre). 
 
 
I. Mini-Jobs und haushaltsnahe Dienstleistun-

gen 
 
(62) Zum Jahresende kann zu prüfen sein, ob be-
reits der Rahmen für Steuerminderungen ausge-
schöpft ist, welcher für haushaltsnahe Dienstleistun-
gen und Handwerkerleistungen im Privathaushalt be-
ansprucht werden kann. 
 
Gestaltungshinweis: Gegebenenfalls ist zu erwägen, 
begünstigte Arbeiten noch in das Jahr 2016 vorzu-
ziehen – oder in das Jahr 2017 zu verschieben, 
wenn die Höchstbeträge bereits ausgeschöpft sind. 
Die Steuerermäßigung wird im Jahr der Zahlung der 
Rechnung gewährt. 
 
(63) Die nachfolgende Übersicht soll Ihnen einen 
Überblick über den Begünstigungsrahmen (bis zu 
welcher Höhe sind einzelne Tätigkeiten begünstigt) 
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sowie die Begünstigungsinhalte verschaffen (welche 
Tätigkeiten sind im Einzelnen begünstigt). 
 

Begünstigte Tätigkeit im 
Privathaushalt 

Steuerabzug 

Minijobber (Arbeitslohn bis 
zu 450 € monatlich) 

20 % der Aufwen-
dungen, höchstens 
510 € jährlich (er-
reichbar bei Aufwen-
dungen von 2.550 €) 

Sozialversicherungspflichtiges 
Beschäftigungsverhältnis, 
Pflege- und Betreuungsleis-
tungen, haushaltsnahe Dienst-
leistungen 

20 % der Arbeitskos-
ten, höchstens 4.000 € 
jährlich (erreichbar 
bei Aufwendungen 
von 20.000 €) 

Handwerkerleistungen (nicht 
für öffentlich geförderte Leis-
tungen) 

20 % der Arbeitskos-
ten, höchstens 1.200 € 
jährlich (erreichbar 
bei Aufwendungen 
von 6.000 €) 

Wichtige Hinweise: Begünstigt sind stets nur Auf-
wendungen für Arbeitsleistungen, niemals der Mate-
rialaufwand. Den Steuerabzug erhalten Sie nur, wenn 
über die durchgeführten Arbeiten eine Rechnung vor-
liegt, die Sie unbar begleichen müssen (für Minijob-
ber muss der Nachweis der Minijobzentrale über die 
Entrichtung der gesetzlichen Pauschalabgaben beige-
bracht werden). Die Abzugsbeträge können nebenei-
nander, aber von Ehegatten und Alleinstehenden, die 
in einem Haushalt zusammenleben, nur einmal gel-
tend gemacht werden. 
 
(64) Zur Abgrenzung zwischen haushaltsnahen 
Dienstleistungen und Handwerkerleistungen, die ge-
trennt voneinander berücksichtigungsfähig sind, gibt 
die Finanzverwaltung folgende Hinweise: 
 
(a) Haushaltsnahe Dienstleistungen sind solche, 

die den Einsatz eines Fachmanns nicht unbedingt 
erforderlich machen, z.B. 

 
 � Reinigung der Wohnung oder Putzen der 

Fenster; 
 � Zubereitung von Mahlzeiten innerhalb des 

Haushalts (auch in einem Alters- und Pflege-
heim oder Seniorenstift); 

 � Gartenpflegearbeiten innerhalb des Grund-
stücks (etwa Rasenmähen, Heckenschneiden, 
Gehwegreinigung, Winterdienst); 

 � Umzugsleistungen; 
 � Straßenreinigung; 
 � Pflege von Angehörigen (durch einen Pflege-

dienst); 
 � Versorgung und Betreuung eines in den 

Haushalt aufgenommenen Haustieres. 
 
Nicht begünstigt sind Entsorgungsleistungen, Ablese-
dienste und die Abrechnung bei Verbrauchszählern, 
Kontrollaufwendungen des TÜV (z.B. für den Fahr-
stuhl oder Treppenlift) sowie für ein Pflegebett. 
 
(b) Handwerkerleistungen sind alle Renovierungs-, 

Erhaltungs- und Modernisierungsarbeiten (unab-
hängig davon, ob sie den Einsatz eines Fach-

mannes erforderlich machen), z.B. 
 
� � Arbeiten an Innen- und Außenwänden sowie 

an Dach, Fassade und Garage; 
� � Abflussrohrreinigung innerhalb des Grund-

stücks; 
� � Baugerüstaufstellung; 
� � Modernisierung (auch Austausch) von Bo-

denbelägen, Fenstern, Türen oder der Einbau-
küche; 

� � Installation, Wartung und Reparatur eines 
Breitbandkabels innerhalb (nach Auffassung 
der Finanzverwaltung nicht außerhalb) des 
Grundstücks; 

 � Erneuerung der öffentlichen Straße vor dem 
Grundstück; 

� � Dachrinnenreinigung; 
� � Gartengestaltung; 
� � Schornsteinfegerleistungen (sowohl Mess- 

oder Überprüfungsarbeiten wie auch Auf-
wendungen für Reinigungs- und Kehrarbei-
ten) 

� � Graffitibeseitigung; 
� � Reparaturen und Wartungen von Gegenstän-

den im Haushalt (etwa der Waschmaschine, 
des Fernsehers oder des Computers − die Ar-
beiten müssen aber vor Ort durchgeführt wer-
den); 

� � Wärmedämm-Maßnahmen; 
� � Montageleistungen beim Erwerb neuer Möbel 

sowie für Insektenschutzgitter und Keller-
schachtabdeckungen; 

� � Klavierstimmen. 
 
Nicht begünstigt sind Arbeiten im Zuge einer Neu-
baumaßnahme. 
 
 
J. Prozesskosten als außergewöhnliche Belas-

tungen 
 
(65) Nach einer gesetzlichen Änderung können Zi-
vilprozesskosten nur noch ausnahmsweise steuer-
mindernd im Rahmen der außergewöhnlichen Belas-
tungen geltend gemacht werden, wenn es bei dem 
Prozess um existenziell wichtige Kernbereiche des 
menschlichen Lebens geht. Durch die Rechtsprechung 
wurden etwa als nicht berücksichtigungsfähig Pro-
zesskosten im Zusammenhang mit der mangelhaften 
Errichtung eines vom Bauträger erworbenen Wohn-
hauses, Prozesskosten für die Geltendmachung von 
Schmerzensgeldansprüchen und Prozesskosten in 
Scheidungsangelegenheiten sowie in Scheidungsfol-
gesachen eingestuft. 
 
Hinweis: Demgegenüber können Kosten eines Arzt-
haftungsprozesses als außergewöhnliche Belastung zu 
berücksichtigen sein, wenn der Klagende ohne Gel-
tendmachung des Anspruchs Gefahr liefe, seine Exis-
tenzgrundlage zu verlieren  
oder seine lebensnotwendigen Bedürfnisse nicht mehr 
befriedigen zu können. 
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K. Hinweise zur Abgabe von Steuererklärun-

gen 
 
(66) Steueränderungen sind grundsätzlich innerhalb 
eines Zeitraums von fünf Monaten nach dem Ende 
des Kalenderjahres abzugeben. Erstmals für Steuerer-
klärungen, die das Jahr 2018 betreffen, wird dieser 
Zeitraum auf sieben Monate verlängert, so dass die 
Einkommensteuererklärung 2018 grundsätzlich bis 
zum 31.7.2019 abzugeben sein wird. – Lassen Sie 
sich indes bei der Erstellung der Erklärung beraten, 
gilt bislang regelmäßig eine – nur in Ausnahmefällen 
verlängerungsfähige – Abgabefrist von 12 Monaten. 
In diesen „Beraterfällen“ verlängert sich erstmals für 
die das Jahr 2018 betreffenden Steuererklärungen die 
Abgabefrist auf 14 Monate (so dass die Steuererklä-
rung 2018 spätestens zum 29.2.2020 einzureichen ist). 
Indes hat das Finanzamt das Recht, in bestimmten 
Fällen die Steuererklärung vorzeitig anzufordern (et-
wa wenn die Veranlagung für den letzten Veranla-
gungszeitraum zu einer Abschlusszahlung von min-
destens 25 % der festgesetzten Steuer oder von mehr 
als 10.000 € geführt hat), muss dafür aber eine Frist 
von vier Monaten setzen. 
 
  


